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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

20. Jahrgang · Heft 6 Juni 1968 

Aktuelle Auslese 
• Amter im Umbruch 

Mitte 1967 ist in Südtendern ein großes Gebiet von früher 
7 Ämtern in 3 Ämter neu gegliedert worden. Zum 1. 1. 1968 
sind im ganzen Land 15 Ämter zu 8 Ämtern umgebildet wor­

den, und zwar in den Kreis'm Eiderstadt 2 : 1, Flensburg· 
Land 6 : 3, Plön 4 : 2, Se~1eberg 3 : 2. ln den Gemeinden 
der beteiligten Ämter lebten zum Jahreswechsel 44 000 
Einwohner bei einer durchschnittlichen Größe der betei­
ligten Ämter von weniger als 3 000 Einwohnern, die sich 
durch die Umgliederung auf 5 500 Einwohner erhöhte. 

WohnungsbaL 1967 im Bundesgebiet 

Während 196/ in Schleswig-Holstein 28 700 
Wohnungen fertiggestellt worden sind, das 
sind 0,3 % mehr als 1966, blieb die Woh· 

nungsbauleistung im Bunde~gebiet um 5,4% hinter der des 
• Vorjahres zurück. Auch Harnburg (+ 5,4 %) und Berlin 

(t 3,1 %) hatten 1967 mehr Fertigstellungen als 1966 zu 
verzeichnen, alle übrigen Bundesländer jedoch weniger, 
und zwar bis zu - 16,4 % (~·aarland) und - 13,4 % (Baden· 
Wurttemberg). Auf 100 fertiggestellte Wohnungen kamen 
Ende 1967 in Schleswig-Holstein 117 genehmigte, aber 
noch nicht fertige Wohnun,en. Diese Zahl des Bauüber· 
hangs lag für das Bundesgt·biet um 7 Punkte höher (124). 
Für die einzelnen Länder schwankte sie erheblich zwischen 
108 (Bremen) und 191 (Berli~t). 

410 Vermögensmillionäre 

Hoch einem vorläufigen Ergebnis der Ver· 
mögensteuer!tatistik gab es Anfang 1966 
410 in Schleswig·Holstein wohnende natür· 

liehe Personen mit einem Gesamtvermögen von jeweils 
über 1 Million DM. Das sind 130 Personen mehr als An· 
fang 1963. Das Gesamtvermtigen oer Millionäre überschritt 

Anfang 1966 erstmals die Mi lliardengrenze. Es erreichte 
eine Höhe von insgesamt 1,1 Milliorden DM. 

Zahl der Selbstmorde nimmt zu 

1967 haben 688 Schleswig-Holsteiner aus 
eigenem Entschluß ihrem Leben ein Ende 
gesetzt. Die Zahl der männlichen Selbst· 

mörder (444) war fast zweimal so hoch wie die der weib­
lichen (244). Gegenüber 1966 (613) und 1965 (599) zeigt 
sich eine deutliche Zunahme der Zahl der Selbstmorde. 

Fast die Hälfte aller Freitode wurde durch Erhcingen oder 
Erdrosseln bewirkt. An zweiter Stelle folgen die Selbst· 
morde durch Schlaf· und schmerzstillende Mittel. 79 der 
141 Selbstmörder, die auf diese Weise aus dem Leben 
schieden, waren Frauen. Von den 688 Selbstmördern waren 
14 noch nicht 20 Jahre alt, 197 über 65 Jahre alt . 

Tbc immer noch die häufigste 
der me ldepfl i chti gen Infektionskrankheiten 

Wenn die Tuberkulose auch bei weitem 
nicht mehr die Verbreitung wie vor einem 

Jahrzehnt hat, so ist sie doch immer noch die häufigste 
unter den nach dem Bundesseuchengesetz meldepflichtigen 
Infektionskrankheiten. 1967 war fast die gleiche Zahl an 
Zugängen zu verzeichnen wie 1966, nämlich 2 378. Sie 
setzt sich aus 1 736 Ersterkrankungen, 551 Wiederer­
krankungen und 91 Zuzügen aus anderen Bundesländern 
zusammen. Die stark rückläufige Tendenz der vergangeneo 
Jahre scheint damit zum Stillstand gekommen zu sein. 

Der Krankenbestand geht weiter zurück. Ende 1967 waren 
bei den Tuberkulosefürsorgestellen der Gesundhel tsämter 
rund 9 600 Erkrankte gemeldet, 1957 dagegen noch fast 
24 800. 
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Aus dem Inhalt 

Investitionskraft der Gemeinden Seite 123 

Oie Finanzlage einer Gemeinde muß hauptsächlich danach 
beurteilt werden, wieviele Mittel sie über die zwangs­
läufig gebundenen Ausgaben hinaus für Investitionen auf­
wenden kann. Da die laufenden Ausgaben einen immer 
größeren T ei I der Gemeindeeinnahmen in Anspruch nehmen, 
während die Allgemeinen Deckungsmittel nur leicht zu­
nehmen oder sogar stagnieren, nimmt die Investitionskraft 
der Gemeinden zur Zeit ab. Innerhalb der Unmittelbaren 
Ausgaben beanspruchen die wiederkehrmden laufenden 
Verwaltungs- und Zweckausgaben 8/10 oder mehr. Ihre 
jährlichen Zuwachsroten von II % (kreisfreie Städte 18 %) 
waren erheblich höher als die der Allgemeinen Deckungs­
mittel mit nur 5 %, so daß der für Investitionen verfügbare 
Rest immer kleiner wurde. Der errechnete Deckungsbedarf 
ist von 1961 bis 1966 bei den kreisfreien Städten und in 
einigen Größenklassen kreisangehöriger Gemeinden stärker 
gestiegen als die Allgemeinen Deckungsmittel, die sich 
im wesentlichen aus den Steuern und den ollgemeinen 
Finanzzuweisungen zusammensetzen. Die Steuern bleiben 
nach wie vor bestimmend für die Finanzkraft der Gemein­
den. Im Steueraufkommen ergaben sich 1965 und /966 nur 
Zuwachsraten von 1 % und 4 %. Der Möglichkeit, die 
sinkende Investitionskraft durch Schuldenaufnahmen aus­
zugleichen, sind Grenzen gesetzt. Der wesentlichste Teil 
der Investitionen sind die Baulnvestitionen, die reichlich 
die Hälfte aller Ausgaben der Vermögensbewegung aus­

machen. 

Verdienste m Industrie und Handel 
(Teil2) Seite128 

Der zweite T ei I dieses Aufsatzes behandelt die Brutta­
wochenverdienste der Arbeiter. Sie sind bei den Männern 
von 1966 auf 1967 erstmalig gefallen, und zwar Info/ge 
Arbeitszeitverkürzung, die durch nur noch geringen Stun­
denlohnanstieg nicht mehr aufgefangen werden konnte. 
Im Durchschnitt aller Industriezweige und Leistungsgruppen 
betrug der Bruttowochenverdienst der Männer im Oktober 
1967 224 DM, nachdem er in den Vorjahren ab 1964 die 
Betröge von 199 DM, 218 DM und 228 DM ergeben hatte. 
Den Frauen blieb auch in der ungünstigen letzten Periode 
noch eine minimale Zuwachsrote der Wochenverdienste er­
halten. Die Wochenverdienste errechneten sich hier - ab 
1964 -mit 117 DM, 128 DM, 136 DM und 137 DM im Okto­
ber 1967. ln den einzelnen Leistungsgruppen verlief die 
Entwicklung ähnlich, in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
jedoch unterschiedlich. Auch die Angestellten mußten 
stark sinkende Zunahmen ihrer Gehälter in den letzten 
drei Jahren seit 1964 hinnehmen. Die männlichen kauf­
männischen Angestellten verdienten 1967 im Oktober 
1 052 DM, die weiblichen 663 DM. ln einzelnen Zweigen 

gab es sogar Rückgänge der Durchschnittsgehälter. Die 
technischen Angestellten bekamen im Mittel mehr, nämlich 
I 240 DM (Männer) und 777 DM (Frauen). Größer als bei 
den Arbeitern sind die Unterschiede zwischen den Quali­
fikationsstufen bei den Angestellten. 

Zahlungsschwierigkeiten 1965 - 1967 s. 136 

Die Zahl der Konkurse und Vergleichsverfahren hat sich 
1966 und 1967 erstmals seit 1951 wieder spürbar erhöht. 
Von den 1967 gemeldeten 141 lnsolvenzen waren 117 
(1965 : 91) Konkurse und 24 Vergleichsverfahren, deren 
Zahl damit gegenüber 1965 (7) auf über das 3fache anstieg. 
Unter den 117 Konkursanträgen des Jahres 1967 mußten nur 

26 % mangels Masse abgelehnt werden; dies ist der nied­
rigste Anteil seit 1950. Die Zunahme der lnsalvenzen.A. 
seit 1965 ist im wesentlichen auf ErwerbsunternehmenW 
zurückzuführen (und nicht private Haushalte, Nachlässe, 
Organisationen ohne Erwerbscharakter). 88% der insolvent 
gewordenen Unternehmen sind nach 1945 gegründet worden. 
Nach 1965 Ist die Zahl der Konkurse mit großen Forde­
rungen (I Mi//. DM und mehr) stark angewachsen, nämlich 
auf 10 und 5 (1966 und 1967). Die meisten Konkurse, näm­
lich etwa 1!3, fallen allerdings in die Klasse mit IOD bis 
500 Tsd. DM. Nach der wirtschaftlichen Gliederung liegt 
der Schwerpunkt der lnsolvenzen im verarbeitmden Gewer-
be, Baugewerbe und Handel. Bei der Beziehung der lnsol­
venzen auf die Zahl der bestehenden Unternehmen ragt 
das Baugewerbe mit der höchsten Insolvenzquote heraus, 
die beiden anderen Bereiche folgen erst mit größerem 
Abstand. 

Kapitqlgesellschaften 1965 - 1967 Seite 140 

Ende 1967 gab es im Lande 65 Aktiengesellschaften und­
] 687 Gesellschaften mbH. Die 65 AG wiesen ein Grund­
kapitcrl von 365 Mi//. DM auf, die I 687 GmbH ein Stamm­
kapital von 662 Mi//. DM. Der wahre Wert der Kapitol­
gesellschaften ist mit diesen Angaben über das Nominal­
kapital nicht bezeichnet. ln den letzten drei Jahren ging 
die Zahl der AG um 6 zurück, ihr Grundkapital stieg 
gleichzeitig um 105 Mi//. DM an, hauptsächlich durch die 
Umwandlung der Kiefer Stadtwerke in eine AG. Die Zahl 
der GmbH stieg um 363, ihr Stammkapital um 193 Mi//. 
DM. Auch hier sind es einzelne Gründungen oder Auf­
stockungen, die das Gesamtergebnis wesentlich beein­
flußt haben. Oie jeweils 15 größten AG und GmbH weisen 
zusammen eine ähnliche Größe an Grund- und Stammkapital 
auf; anders verhält es sich mit den kleineren, von denen es 

bei den AG nur wmige, bei den GmbH jedoch weit über 
I 000 gibt, so daß deren durchschnittliche Kapitalaus­
stattung je Untemehmm mit 0,4 Mi//. DM nur einen Bruch­
teil derjenigen der AG von 5,6 Mi//. DM erreichte. 
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Die Entwicklung der Investitionskraft der Gemeinden 
und Gemeindeverbände Schleswig-Holsteins 

Die Investitionskraft - daa ist die Höhe der 
Mittel, die nicht zwangsläufig gebunden sind -
ist ein wichtiges Krit•:rium der Finanzlage der 
Gemeinden und Gemc>indeverbände. Sie wird 
daher nicht nur durch die Einnahmen, sondern 
auch durch die laufenden Ausgaben (Verwal­
tungs- und ZweckaUI:gaben) der kommunalen 
Gebietskörperschaften be.;;timmt. Sie ergibt 
s1ch letztlich aus der Differenz zwischen den 
freiverfügbaren Einn~lhmen (den Allgemeinen 
Deckungsmitteln) und den laufenden Ausgaben. 
Wie im folgenden dargestellt wird, nehmen die 
laufenden Ausgaben, .:u denen auch die Per­
sonalausgaben gehören, einen immer größeren 
Teil der Gemeindeeinnahmen in Anspruch, 
während die Allgemeinen Deckungsmittel nur 

•
- leicht zunehmen ode1· sogar stagnieren. Die 

nvestitionskraft nimmt also ab. 

Dieser Verringerung der Investitionskraft der 
kommunalen Gebietskörperschaften entgegen­
zuwirken, ist die Hau :>taufgabe der Gemeinde­
finanzreform. Es stehen mehrere Vorschläge 
zur Diskussion. Nach den neuesten Plänen des 
BundesfinanzministerJUms sollen die Gemein­
den Mittel aus der J:rhöhung der Mineralöl­
steuer weiterhin zusützlich für die Finanzie­
rung gemeindlicher Vt:rkehrsaufgaben erhalten. 
Ferner sollen sie alc Ersatz für die konjunk­
turempfindliche Gewerbesteuer - 40o/o des Auf­
kommens sind an Bund und Länder abzuführen­
an dem Aufkommen der Einkommensteuer be­
telligt werden. Ob d e Gemeindefinanzreform 
in dieser Form durc 1geführt wird, ist jedoch 
noch vollig offen, da einige Länder und auch 
die kommunalen Spit~:enverbände andere Vor­
stellungen haben. 

is 1964 waren für die Gemeinden und Gemein­
deverbände Schleswig- Holsteins hohe Zuwachs­
raten auf dem Invel:titionssektor zur Selbst­
verständlichkeit geworden. Gewarnt wurde nur 
von den Aufsichtsbehörden, wenn die Bela­
stungsgrenze der Ver:>chuldung erreicht schien. 
Als Alarmzeichen ga t, wenn der den ordent­
lichen Haushalt voll belastende Schuldendienst 
mehr als 10% der Ste•uern und Schlüsselzuwei­
sungen beanspruchte. 

Trotz verstärkter und konzentrierter Inve­
stitionshilfe durch das Land (lnvestitionsfonds) 
wiesen die kommunaLen Gebietskörperschaften 
1965 und 1966 betr~tchtlich verringerte Bau­
investitionen nach. 

Die Investitionskraft der Gemeinden und Ge­
rneindeverbände resultiert aus den im folgen­
den und im Bild dargnsteLten Faktoren. 
1) siehe Stot. Monotsh. S.-H. 190, S. 9 (Januar) 

Die finanzstatistischen Begnffe und ihr Zusammenhang 

Verwaltunas· u. 
Betriebsernnahm. 

~....-........ """""~~w 

Saldo des Zu~elsunllsverkehrs 
und Urrtla,en 

Erreclllleter Deckunisbedarf 

Alleemeine DetkunfSllltltel 

TllitJnaen 

FCr lnveshhonen verlüibar 

I 

Verwaltungs- und Zweckausgaben 

0- 3906 

Wie bereits oben angedeutet, beeinflussen die 
Verwaltungs- und Zweckausgaben die Inve­
stitionskraft der Gemeinden und Gemeindever­
bände erheblich. Diese in jedem Jahr wieder­
kehrenden sogenannten laufenden Ausgaben 
bilden einen festen Block innerhalb der Auf­
wendungen der Gemeindehaushalte. Sie bean­
spruchten 1966 beinahe acht Zehntel der Un­
mittelbaren Ausgaben der Gemeinden und Ge­
meindeverbände, bei den kreisfreien Städten 
machte der Anteil sogar 86'}'o aus. 

Seit 1961 betrugen die Zuwachsraten der Ver­
waltungs- und Zweckausgaben im Durchschnitt 

Verwaltungs- und Zweckausgaben 

Größenklasse 

Kreisfreie St<idte 
mot 200 000 und mehr Eonwo~nem 
mir 50 000 bis unter 100 000 Einw, 

Kreooongehörlge Ge."einden mll ... Elnw. 

20 000 und mehr 

10 000 brs unrer 20 000 
5000 • 10000 

3000. 5000 
2000 • 3000 
1000. 2000 

weniger als 1 000 

Ämter 

Kretave-rwo I tungen 

Gemeinden u. Gern elndeverbänd• 

DM I• 
Einwohner 

1961 1966 

355 573 
371 600 
307 4B9 

193 305 
162 218 
107 1B1 

98 152 
56 100 
57 88 
4~ 85 

19 30 

87 132 

243 386 

Verönderung 
1966 

gegenüber 

1961 1965 

ln '!Ii 

+ 61 + 16 
+ 62 + 18 
+59 + 10 

+58 + 9 
+ 35 + 10 
+ 69 + 7 

+55 + 8 
+ 79 + 11 
+54 + 9 
+85 + 9 

+58 + 11 

+52 + 6 

+59 +II 
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bis zu 11 Cfo, bei den kreisfreien Städten dehnten 
sie sich teilweise bis zu 181}'o aus. Werden diese 
Zuwachsraten mit den entsprechenden Mehr­
einnahmen der Allgemeinen Deckungsmittel 
verglichen, so ist festzustellen, daß die durch­
schnittlichen Zuwachsraten der Allgemeinen 
Deckungsmittel in den letzten vier Jahren nur 
bis zu 51}'o ausmachten. Hier zeigt sich schon, 
daß in steigendem Maße immer mehr Allge­
meine Deckungsmittel für die Finanzierung der 
laufenden Ausgaben verbraucht werden müssen, 
also die Investitionskraft eingeschränkt wird. 

Die hohen Anteile der Personalausgaben beein­
flußten entscheidend die hohen Zuwachsraten 
der Verwaltungs- und Zweckausgaben. Sie 
machen durchschnittlich knapp die Hälfte der 
laufenden Ausgaben aus. Während die Personal­
ausgaben bei den kleinen Gemeindegrößen­
klassen mit weniger als 5 000 Einwohnern ein­
schließlich der Ämter reichlich ein Drittel aus­
machen, steigen sie mit wachsender Größen­
klasse und beanspruchen bei den kreisfreien 
Städten schon 54%. 

Verwaltungs- und Betriebseinnahmen 

Ein Teil der laufenden Ausgaben wird durch 
laufend wiederkehrende spezielle Einnahmen 
finanziert . Es sind vor allem Gebühren, Ent­
gelte, Mieten, Pachten, Zinsen und Zuwei­
sungen von Schul- und Zweckverbänden, d1e die 
Hälfte der Verwaltungs- und Zweckausgaben 
einbringen. 

Während bei den kreisfreien Städten diese 
Einnahmen 1961 gut die Hälfte der Verwal­
tungs- und Zweckausgaben deckten, zeigt der 
Finanzierungsanteil in den nächsten Jahren 
eine fallende Tendenz. Dagegen ist bei den 
kreisangehörigen Gemeinden eine Verstärkung 
dieser speziellen Einnahmen festzustellen. Die 
Anteile schwanken 1966 zwischen 36% bei den 
Gemeinden mit weniger als 1 000 Einwohnern 
und fast neun Zehntel bei den Gemeinden mit 
2 000 bis unter 3 000 Einwohnern. 

Interessant ist, daß es den Kreisverwaltungen 
gelang, diese Einnahmen seit 1955 mit vier 
Zehnteln unverändert den gestiegenen laufen­
den Ausgaben anzupassen. 

Die Gehuhren und Entgelte machen fast sieben 
Zehntel sämtlicher Verwaltungs- und Betriebs­
einnahmen aus. Sie finanzieren bei den kreis­
freien Städten und den größeren Gemeinden 
reichlich ein Drittel bis zur Hälfte der Ver­
waltungs- und Zwecksausgaben. 

Zuschuß- und Deckungsbedarf 

Der über die Verwaltungs- und Betriebsein­
nahmen hinausgehende Betrag der Verwaltungs­
und Zweckausgaben wird Zu schußbedarf genannt. 

Es ist ein errechneter Zuschußbedarf der ver­
mögensunwirksamen Rechnung . 

Eine Zusammenfassung des Zuschußbedarfs , 
der Umlageausgaben und des Saldos der 
speziellen Zuweisungen - ohne solche für 
Investitionen - ergibt den Deckungsbedarf. 

Der Bedarf zeigt nur die Höhe der Aufwen­
dungen eines Rechnungsjahres, der durch die 
Einnahmen des gleichen Jahres finanziert 
werden muß. Er muß sich also zwangsläufig 
nach den zu erwartenden Einnahmen richten. 
Wird dies nicht beachtet, werden also 
Leistungen, Personalausgaben, Umlagen und 
andere Ausgaben ohne Blick auf die Finanzie­
rungsmöglichkeiten erhöht, dann wird sich die 
Schere zwischen dem Deckungsbedarf und den 
Allgemeinen Deckungsmitteln so weit öffnen, 
daß diese Lücke nicht mehr aus eigener Kraft 
geschlossen werden kann. 
Die nachstehende Übersicht zeigt, daß der 
Deckungsbedarf teilweise bedeutend stärker 
gestiegen ist als die Allgemeinen Deckungs- :A. 
mittel. W' 
Besonders kurz ist die Decke bei den kreis­
freien Städten. Hier 1st die Zuwachsrate des 
Deckungsbedarfs gegenüber 196 1 doppelt so 
hoch wie die der Allgemeinen DeckungsmitteL 

Diese kritische Entwicklung entstand 1965. 
Einer durchschnittlichen Erhöhung des Dek­
kungsbedarfs bei allen Größenklassen von 8 bis 
30o/o standen Zuwachsraten der Allgemeinen 
Deckungsmittel zwischen 4 und 12«fo gegenüber . 

Deckungsbedarf und Allgemeotle Deckungsmittel 1966 

Errechneter Allge'l'lelne 
Oecl<ungsbedorf Decl<v"SI"m lttel 

Großenklasse Zunahme Zunahme 

DM I• gegenub. DM I• gegenüb. 
Elnw. 1961 Einw. 196' 

ln 'JI, in" 

Kreisfreie Stäche 252 84 320 40 e 
mit 200 000 und mehr Elnw. 277 85 336 40 
mit SO 000- 100 000 Elnw. 160 78 267 41 

Kreisengehörige Gemeinden mit 
20 000 und mehr Einwohnern 134 37 264 45 
10 000 bos unt...- 20 000 Etnw. 129 28 217 23 

5 000 bis unter 10 000 . 110 20 210 30 

3 000 bis unter 5 000 . 115 39 206 39 
2 000 bis unter 3 ()()() . n 6 166 46 
1 000 bis unter 2 000 . 106 38 188 40 
weniger als 1 000 . 126 59 185 50 

Ämter 0 0 J 0 

Krelsverwo ltungen 14 367 41 58 

Gerneinden und Gemeindeverbönde 167 61 271 41 

Allgemeine Deckungsmittel 

Die Deckungsmittel setzen sich im wesent­
lichen aus den Steuern und den Allgemeinen 
Finanzzuweisungen zusammen. Die außerdem 
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einbezogenen steueriihnlichen Einnahmen wie 
nichtverteilte Jagd1=acht, Spielbankabgaben, 
Verwaltungskostenzu:>chUsse u. a. machen nur 
etwa P1/o der Deckungsmittel aus. 

Die Steuern stellen den großten Posten. Ihr 
Gewicht hat sich Jedcch nicht unerheblich ver­
ringert. Während di€ Steuern 1961 noch reich­
lich drei Viert<•l der Al gemeinen Deckungs­
mittel ausmachten, sind es 1966 nur noch 
knapp zwei Drittel. Dafür hat sich der Anteil 
der Allgemeinen Finanzzuweisungen im gleichen 
Berichtszeitraum von reichlich einem Filnftel 
auf ein Drittel crhöhl. Für die Finanzausstat­
tung der kommunahm Gebietskörperschaften 
haben die Allgemeinen Finanzzuweisungen also 
ein immer stärker wPrdendes Gewicht. 

Die Steuern jedoch sind und bleiben bestimmend 
für die e1gene Finanzkraft der Gemeinden. 
Gemessen an den VerJahresergebnissen weist 
das Steueraufkommen 1965 und 1966 bei den 
einzelnen Gemeu1degrößenklassen beträcht-

• liehe Mindereinnahr::wn oder nur geringe 
Zuwachsraten auf. Die Zuwachsrate des 
gesamten Steueraufkommens machte 1965 nur 
1 '7o und 1966 4% aus. Die Gemeinden Schleswig­
IIolsteins lagen mit ihrem Steueraufkommen 
beträchtlich unter dem Bundesdurchschnitt, 
und dieser Abstand hat s1ch noch vergrößert. 
Während die kreisfreien Städte 1965 den 
Bundesdurchschnitt noch zu 80% erreichten, 
brachten sie es 19f 6 nur auf 76«}'o. Bei den 
ltreisangehorigen GE meinden machten diese 
Werte 85% und 83% aus. 

e 

D1e Investitionskraft 

Nach der Finanzierung des Deckungsbedarfs 
und der Tilgungen dt!S ordentlichen Haushalts 
mit den zur Verfügung stehenden Allgemeinen 
Deckungsmitteln ble1ben Mehreinnahmen, die 
in dieser Untersuchung als Investitionskraft 

bezeichnet werden. Diese Mittel verbleiben den 
kommunalen Gebietskörperschaften als eigene 
Einnahmen des ordenthchen Haushalts für 
In ve stitionsleistungen. 

Die Tilgungen des ordentlichen Haushalts sind 
bereits bei der folgenden Investitionskraft be­
rücksichtigt, also abgesetzt worden. Diese 
Ausgaben der Gemeinden und Gemeindever­
bände, deren bisherige Zuordnung zu den Aus­
gaben der Vermögensbewegung umstritten war, 
werden in der z. Zt. in Vorbereitung befind­
lichen, einheitlichen Systematik von Bund, 
Ländern und Gemeinden den laufenden Aus­
gaben zugeordnet werden. 

Interessant ist, daß die Tilgungsbelastungen 
in den letzten Jahren bei allen Gr·ößenklassen 
von 3 000 und mehr Einwohnern nahe beiein­
ander liegen. Sie bewegen sich zwischen 20 und 
28 DM je Einwohner. 

Bei den kreisfreien Städten ist eine laufende 
Abnahme der Investitionskraft festzustellen . 
Reichlich zwei Drittel macht die Abnahme der 
Investitionskraft seit 1962 bei den kreisfreien 
Sttidten mit 200 000 und mehr Einwohnern aus. 
Auch die Städte mit weniger als 100 000 Ein­
wohnern zeigen v'on 1963 bis 1965 eine ständige 
Abnahme ihrer frei verfügbaren Mittel. Bei 
der. übrigen Gemeindegrößenklassen zeigt sich 
diese negative Entwicklung verstärkt in den 
letzten Jahren. Daran ändert auch eine gele­
gentliche beträchtliche Zuwachsrate nichts, die 
aus einem einmalig verbesserten Steuerauf­
kommen, unterschiedlichen Tilgungsleistungen 
sowie anderen von Jahr zu Jahr schwankenden 
Finanzvorfallen entstanden sein kann. Diese 
Schwankungen können durchaus auch in den 
Fällen entstehen, wo die DM-Je-einwohner-Be­
träge als schmale Basis die Entwicklung der 
Zuwachsrate des folgenden Jahres entsprechend 
hochschnellen läßt. Die in dieser Untersuchung 
allgemein verwandten DM-je-Einwohner- Beträ-

lnvestit ionskrall 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 1963 1964 1965 1966 

GrlSßenk1osse 
DM 1• Einwohn.,. 

Veronderung gegenuber 
d•m Voqafoor ln 'JI, p962 ln '1!. 

rrelsfrcoe St.Jdte 73 98 74 62 61 42 -24 - 16 - 2 -31 -57 
1'111 200 000 und mehr Elnwoh"c m 73 99 71 63 67 33 -28 -II + 6 -51 -67 
mit 50 000 bis unter I 00 000 I"lnw. 73 92 83 58 43 67 - 10 -30 -26 +56 -27 

Kreisengehörige Gemeinden mit 
20 000 und mttl>r Einwohnern n 92 96 99 n 104 + 4 + 3 -27 + 4A ... 13 
10 000 bis unter 20 000 Elnwot nern 62 72 74 78 71 63 + 3 + 5 - 9 - II - 12 
5 000 bis unter 10 000 59 66 65 73 72 77 - 2 + 12 - I + 7 + 17 

3 000 bis unter 5 000 55 85 80 89 75 68 - 6 +II - 16 - 9 -20 
2 000 bis unter 3 000 53 81 70 73 as 98 - 14 + 4 + 16 + 15 + 21 

1 000 bis ""'"' 2 000 47 60 59 73 77 66 - 2 + 24 + 5 - 14 + 10 
wenrg~r ols 1 000 37 49 47 55 52 48 - 4 + 17 - s - 8 - 2 

Amt"r 2 2 2 2 2 2 0 0 0 0 0 

I< reiSv,.rwa ltvnnen 20 38 25 25 26 24 -34 + 4 - 8 -37 

Gemeinden u. Gemelrtdeverbände 74 104 88 91 86 81 - JS + J - s - 6 - 22 
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ge müssen für die Entwicklungsdaten verwendet 
werden, da nur sie die Verschiebung einzelner 
Gemeinden in andere Größenklassen aus­
gleichen. 
Wird die Investitionskraft in den Gemeinde­
größenklassen als Finanzierungsanteil an den 
Ausgaben der Vermögensbewegung gemessen, 
dann wird ihre beträchtliche Abnahme noch­
mals bestätigt. 
Während die kreisfreien Städte 1962 noch 
die Möglichkeit hatten, ein Drittel ihrer 
Vermögensaufwendungen (ordentlicher und 
außerordentlicher Haushalt ohne Tilgung) mit 
eigenen Mitteln zu finanzieren, sank dieser 
Anteil 1966 auf ein Sechstel. Diese Einengung 
der Investitionskraft ist auch bei allen anderen 
Gemeindegrößenklassen festzustellen. 

Der Möglichkeit, die sinkende Investitionskraft 
durch verstärkte Schuldenaufnahmen auszu-

gleichen, sind Grenzen gesetzt. Schon in den 
zurückliegenden Jahren mußten die Gemeinden 
und Gemeindeverbände ihre Investitionen durch 
Schuldenaufnahmen - im Verhältnis zu ihrer 
Steuerkraft - gegenüber dem Bundesdurch­
schnitt überdurchschnittlich hoch finanzieren . 
Einige Gemeindegrößenklassen Oberschritten 
den Bundesdurchschnitt erheblich. So z. B . die 
Gemeinden mit 3 000 bis unter 10 000 Ein­
wohnern um 17o/o, die Kreisverwaltungen um 
7%. Alle Gemeindegrößenklassen liegen bei 
Berücksichtigung ihrer Steuerbelastungsfähig­
keit über dem Durchschnitt der Neuverschul­
dung aller Gemeinden und Gemeindeverbände 
des Bundesgebiets. 

Bei einem Vergleich der Investitionskraft in 
der nachstehenden Übersicht ist außerdem zu 
berücksichtigen, daß sich der Baupreisindex 
seit 1962 um 16% erhöht hat. 

Oie Investitionskraft der Gernemden und Gemeindeverbände 
- Ordentlicher Hausholt -

-DM 1• Eonwohner -

Ausgobe·IE innahmeort 

1. Verwaltungs· und Zweckausgaben 
Personalausgaben 
Zinsen 
Zuweisungen an Zweckverbände u. a. 
sonstige Verwaltungs· und Zweckausgaben 

2. Verwohungs· und Betriebs.,innal-omen 
darunter Gebuhren, Entgelte 

3. Errechneter Zuschußbedarf (lfd. Nr, 1 abzugloch IId. Nr. 2) 

1962 

darunter 
Insgesamt krelsfreoe 

Städte 

265 385 
128 209 
12 18 
9 8 

115 150 

13.d 20.d 
88 138 

132 181 

1966 

darunter 

1nsgesomt kreisfreie 
Städte 

386 573 
184 309 
21 33 
17 16 

164 215 

192 270 
133 192 

194 302 

.d , Saldo des Zuwelaungsverkehrs (ohne Zuweosungen fur Investitionen, Umlogen 
und ollgemeone Fononzzuweosun9en) 20 27 28 50 

S. Umlagen zusammen 

6. Errechneter Deckungsbedarf (lfd. Nr. 3 abzuglieh Nr. 4 und 5) 

7. AllgemeiM Deckungsmittel zusammen 
darunter Steuern 

8. Tilgungen 

Allgema lne Finanzzuweisungen (So Idol 
dorunter Schlüsselzuweisungen 

9 . Für lnvutitlonen verfügbar (lfd. Nr. 7 abzuglieh lfd. Nr. 6 und 8) 

Stand der Bauinvestitionen 

Die in den Rechnungsergebnissen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände nachgewiesenen Bau­
investitionen gebenAufschluß über die bisherige 
Investitionskraft der kommunalen Gebiets­
körper$chaften. Die Bauinvestitionen machen 
reichlich die Hälfte aller Ausgaben der 
Vermögensbewegung aus . 

Eine Zusammenfassung der bisher durch­
geführten Investitionen für Schulen, Straßen, 
Krankenhäuser und öffentliche Einrichtungen 
zeigt, daß auch die Gemeinden und Gemeinde­
verbände Schleswig- Holsteins mit größter 
Initiative den Wiederaufbau und Ausbau ihres 

0 0 0 0 

112 155 167 252 

233 272 271 320 
149 207 180 250 
80 62 90 65 

70 50 65 .d1 

17 20 24 26 

104 98 81 42 

Gemeindegebiets vorangetrieben haben. Von 
1950 bis 1966 wurden insgesamt 3,5 Mil-
1 i a r den DM an Bauinvestitionen ausgewiesen, 
das ist ein Fünftel der Gesamtausgaben. 
Knapp neun Zehntel dieser Aufwendungen 
wurden in den letzten 12 Jahren geleistet. 

Schwerpunkt der Investitionen sind nach­
stehende Bereiche: 

Straßenbau 

Schulbau 

Öffentliche E lnrichtungen 
(Stadtentwösserung, 
Feuerlösc:hwesen, Marktwesen u. o.) 

Wlrtsc:koftsunternehmen 

37% 

19% 

18"' 

6% 
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0- 3907 Bauinvestitionen der Gebietskörperschaften · 1950 -1966 

Sirallenbau Schulen unter· 
nelunen 

Eine Aufgliederung c er Bauinvestitionen nach 

' ,..----,--100 

90 

70 

60 

so 

40 

30 

20 

10 

0 

• 
Gemeindcgrößenklas!: en zeigt nachstehende 
Anteile: 

wieder, daß die Investitionskraft der kom­
munalen Gebietskörperschaften Schle!>wig­
Holsteins trotz aller Hilfen des Landes und 
des Bundes die Beträge der anderen Länder 
nicht einmal annähernd erreicht. Eine 
Zusammenfassung der Bauinvestitionen von 
1961 bis 1965 ergibt, daß die Gemeinden 
und Gemeindeverbände Schleswig-Holsteins die 
entsprechendeninvestitionsleistungen der kom­
munalen Gebietskörperschaften des Bundes­
gebiets nur zu 80% erreichten. 

• 

Kreis freie Stlidte 27 'j{, 

Amtsangehörige Gemelr den mit ... E onwahnern 

20 000 und mehr 9 'llo 
10 000 bis unter 20 OCoO 9 '!1. 
weniger als 10 000 und Ämter 41 '!1. 

Kreisverwaltungen 14 '!1. 

Der überraschend hone Anteil der Investitionen 
bei den Gemeinden xr.it weniger als 10 000 Ein­
wohnern ist darauf :~urückzuführen, daß diese 
Gemeinden 42o/o sämtlicher Aufwendungen für 
den Straßenbau erhielten. 

Ein Vergleich mit den Gemeinden und Gemeinde­
verbänden des Bundesgebiets zeigt immer 

Bis einschließlich 1964 wurden bei allen 
Gemeindegrößenklassen erhebliche Zuwachs­
raten für Bauinvestitionen ausgewiesen. Ab 
1965 beginnt sich schon ein allgemeiner 
Rückgang der Investitionen abzuzeichnen, der 
sich 1966 bei fast allen Größenklassen 
verstärkt fortsetzt. 

Bauinvestitionen 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 1962 1963 1964 1965 1966 

Größenklaue 
Veränderunil 

DM I• Einwohner gegenüber dem V arlahr 
ln '!1. 

Kreisfreie Städte 113 131 136 169 167 149 16 4 24 - 1 -11 
mit 200 000 und mehr Elnwahn•tm 122 144 141 186 189 168 18 - 2 32 2 -11 
mit 50 000 bis unter 100 000 -=1nw, 85 91 119 120 102 94 7 31 - 15 - 8 

<relsangehörlge Gemeinden mit 
20 000 und mehr E lnwah,.,ern 102 101 96 113 122 147 - I - 5 18 8 20 
10 000 bis unter 20 000 Elnwo,nem 109 115 131 155 146 153 6 14 18 - 6 5 
5 000 bis unter 10 000 100 107 144 190 184 179 - I 35 32 - 3 - 3 

3 000 bis unter 5 000 106 141 152 183 204 168 33 8 20 II - 18 
2 000 bis unter 3 000 74 109 174 192 154 177 47 60 10 -20 15 
1 000 bis unter 2 000 95 117 130 146 159 137 23 11 12 9 - 14 
weniger als 1 ()()() 75 86 105 131 113 103 15 22 25 - 14 - 9 

Ämter 3 3 3 6 5 4 0 0 100 - 17 -20 

Krelsverwa ltungen 21 23 29 27 25 23 10 26 - 7 - 7 - 8 

Gemeinden und Gemeindeverbär de 116 131 1-'9 176 173 16-' 13 14 18 - 2 - s 
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Nachstehende Gründe waren hierfür bestim­
mend: 

Einengung der eigenen lnvestitionskraft 
durch die überdurchschnittlich steigenden 
Verwaltungs- und Zweckausgaben (laufende 
Au!> gaben) 

Geringe Zuwachsraten beim Steuerauf­
kommen 

Grenzen der Belastungsfähigkeit durch den 
Schuldendienst 

Verknappung des Kreditmarktes. 

Peter HObsch 

Verdienste in Industrie und Handel 
Oktober 1964 bis 1967, Teil 2 

Die Bruttowochenverdienste s1nd das 
Produkt von bezahlter Arbeitszeit und Stunden­
verdienst. Da die durchschnittliche bezahlte 
Wochenarbeitszeit, die sich aus den geleisteten 
Stunden und den bezahlten Ausfallstunden 
(z. B. für bezahlten Urlaub, gesetzliche Feier­
tage. bezahlte Arbeitspausen) zusammensetzt. 
seit Oktober 1964 für alle männlichen Industrie­
und Bauarbeiter um zwei Stunden, und zwar 
von 46,2 auf 44,2 Stunden, zurückgegangen 
ist, sind die Wochenverdienste von diesem 
Faktor her ungünstig beeinflußt worden. Dem 
steht die Erhöhung der Stundenlöhne gegenüber, 
die, wie im Teil 1 gezeigt wurde, im gleichen 
Zeitraum 17 ,6o/o betragen hat. 

Der Bruttowochenverdienst der Mlinner in der 
gesamten Industrie (einschließlich Hoch- und 
Tiefbau), der im Oktober 1964 199 DM 
betrug, stieg Oktober 1965 auf 218 DM und 
1966 auf 228 DM. 1967 fiel er dann erstmals 
auf 224 DM. Die relative Veränderung von 

BruttoNOChenv .. rdienst in DM 

m = männll~h, w = weibloch 

Brurrowochenverdrens r rn DM 

-Oktober-

Veranderung I gegenüb•r 
Wlrtschaftsb•relcn 

dem (ewelllgen Var(anr 
1964 1967 ln"' 

1965 1966 1967 

lnduotrle (elnochlleßllch '" 199 224 9,5 4,6 - 1,8 
Hoch· und Tlefbou) w 117 137 9,4 6,3 0,7 

Erdol· und T arfgewlnnung '" 185 192 10,3 -2.0 -4,0 

Energrewirtochaft und '" 176 228 14,8 8,9 3,6 
Wcne"""''"'IIUMQ 119 154 17,6 7,9 2,0 

Grundstoff· und Produk· m 199 214 6,0 4,7 -3,2 
rlonsguterl"du•trien w 123 143 6,5 6,9 2,1 

lnvestltlonoguter· m 191 211 6,8 5,4 - 1,9 
lnd~nrrien w 117 137 8,5 5,5 2,2 

Verbrouchagürer· '" 197 231 9,6 7,4 -0,4 
Industrien w 123 139 7,3 7,6 -2,1 

Nahrungs· und Genuß. '" 190 228 11,6 7,1 0,4 
mltrellnduotrlen w 109 132 10,1 8,3 1,5 

Hoch· und Tiefbau m 209 237 12,9 2,5 -2,1 

I) kein Vorzeichen: Zunahme 

Jahr zu Jahr machte + 9,5, + 4,6 und - 1,8% 
aus. Die Lohnerhöhungen hatten früher die 
Auswirkungen der effektiven Arbeitszeit­
verkürzungen - die tariflichen Arbeitszeit­
verkürzungen sind jeweils durch den soge­
nannten Lohnausgleich aufgefangen worden -
übertroffen, im letzten Jahr konnten sie sie 
jedoch nicht mehr kompensieren. Während 
der Bruttostundenlohn auch noch von Oktober 
1966 auf 1967, wenn auch unerheblich, stieg, . 
ist der Bruttowochenlohn zum ersten Mal in 
diesem Jahr gefallen, wovon nicht unbedingt 
jeder einzelne Arbeiter betroffen gewesen 
sein muß. 

Die Wochenlöhne für Frauen stiegen von 
Oktober 1964 bis Oktober 1967 von 117 DM 
über 128 und 136 DM auf 137 DM, d. h. um 9,4; 
6,3 und 0, 7%. Hier verlangsamte sich der 
Anstieg von 1966 auf 1967 zwar gegenüber 
den Vorjahren fast bis zum Stillstand, eine 
Umkehr der Entwicklung wie bei den Männern 
h>t jedoch nicht eingetreten. 

Der Bruttowochenlohn der männlichen Fach­
arbeiter ist von Oktober 1964 bis 1966 

Bruttowochenverdienste in der Industrie 
(einschließlich Hoch· und Tiefbau) 

0- 3903 

------~---~-------~-~-----
240 

220 

-200 

VJnner - ~ _" 
Leistungspuppe I _" ,/' 
ALLE loiANNER __ , 

- ISO 

-160 

140 -------
Frauen ....------
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gestiegen (211, 232, 241 DM). von Oktober 
1966 bis 1967 Jedoc 1 auf 236 DM gefallen. 
Das gleiche gilt füc- den Wochenlohn der 
Leistungsgruppen 2 und 3 der angelernten und 
ungelernten Arbeiter, der ebenfalls im Oktober 
1!)67 erstmal::; von 211 auf 207 DM und von 
203 auf 200 DM absank . Das Umschlagen der 
Entwicklungsrichtung des Wochenlohnes hat 
also alle Leistungsgr\:ppen betroffen. 

Der Wochenverdienst der Facharbeiter lag 
um 5,4o/o über dem Gesamtdurchschnitt der 
Wochenverdienste aller Männer, der im 
Oktober 1967 224 DM ausmachte, der· der 
Angelernten um 7 , 6o/o und der der Ungelernten 
um 1 0, 7"/o darunt<! r . 

Der höchste durchscnnittliche Bruttowachen­
verdienst der männlic:hen Arbeiter ergab ::;ich 
im Oktober 1967 mit 270 DM in der Druckerei­
und Vervielfältigungsindu3trie, darunter für 
Facharbeiter sogar mit 295 DM, und der 
niedrigste mit 14 7 D:M in den Spinnereien, 

. während die Fra_uer wöchentlich zwischen 
172 DM in der Ölmühlen- und Margarine­
industrie und 118 DM in den übrigen Nahrungs­
und GenußmittelinduBtrien verdienten. Die 
männlichen Arbeiter im Hoch- und Tiefbau 
erhielten einen über dc·m Durchschnitt liegenden 
Wochenverdienst von 237 DM, darunter in der 
Leistungsgruppe 1, der fast drei Viertel 
der Gesamtzahl aller Bauarbeiter angehörten, 
245 DM. 

Die höchsten Frauen-Wochenlöhne lagen um 
36,3o/o unter dem höchsten nachgewiesenen 
Verdienst der .Männer. 

Bruttomonatsverdienste der Angestellten 

Die männlichen kauJmännischen Angestellten 
in Industrie, Handel, in den Kreditinstituten 
und im Versicherungsgewerbe verdienten 

urchschnittlich im Oktober der Jahre 1964 
bis 1967 887, 962, 1 034 und 1 052 DM. Der 
Anstieg belief sich auf 8,5, 7,5 und 1, 7o/o . 
Auch hier ist also die Zunahme von 1966 
auf 1967, gemessen an dem Zuwachs der 
VorJahre, stark zurückgegangen. Die Folgen 
des konjunkturellen Rückgangs haben sich 
somit nicht nur auf d e Arbeiterlöhne, sondern 
auch auf die Angestel tengehälter ausgewirkt. 

Das gleiche gilt von den Gehältern der 
weiblichen kaufmännischen Angestellten, die 
im Berichtszeitraum von 550 DM über 604 und 
649 DM auf 663 DM angestiegen waren und 
demnach Zuwachsraten von 9, 8, 7,5 und 2,2% 
zu verzeichnen hatten. In den Nahrungs­
und Genußmittelindustrier. steigerte sich das 
Durchschnittsgehalt der weiblichen kauf­
männischen Angestel ten im letzten Jahr noch 
um 4,1%. 

Das Gehaltsniveau ::;tieg damit gegenüber 
Oktober 1964 insgesamt bei den 1\Iännern um 
18,6o/o und bei den Frauen um 20,5o/o. Daraus 
läßt sich eine Entwicklung erkennen, die 
schon früher beobachtet wurde 2, daß sich 
nämlich - ebenso wie bei den Arbeitern - die 
Frauenverdienste relativ an die der Männer 
annähern. Das gleiche gilt, wie sich noch 
zeigen wird, von den Gehältern der männlichen 
und weiblichen technischen Angestellten, deren 
Zuwachsraten 14,8% und 16, lo/o betrugen. 

Bruttomonatsverdienst der kaufmänni sehen Angestellten 
in Industrie und Handel 

m:: rnönnli~h, w:: weibli~h 

W lrtse~ftsberel~h 

lnduatrle (elnachliellllch m 
Hoch· und Tiefbau) 

E nergiewlrtscl>ofT und m 
Wouerversorgung w 

Grundstoff· und Produk· m 

IIensguterindustrien w 

lnvealltiCI'Isgüter· m 
lndusrnen 

V•rbrouehsguter· m 

endustnen w 

Noltrungs· und Genvl3· m 

mmellndustrlen w 

Hoch· Ut1d T1efbou m 

w 

Hondel, l<redltinstl tute m 
u, Ve .. lcherungagewerbe w 

Gro8~ndel m 
w 

E lnzel~ndel m 
w 

Kredit· u. sonstige m 

F lnonz le•ungslnst !tute w 

Versl~herungsgewerbe m 

w 

Hondelsvermmlung m 

1) ke1n Vor1eo~h•m: Zvnohme 

Bruttomonouverdlenst in DM 

- O~tober-

Verlinderung 1 gegenüber 
dem Jeweiligen Voqohr 

1964 1967 ln ~ 

1965 1966 1967 

967 1 159 7,8 8.5 2,5 
635 758 7,4 6,7 4,1 

903 1 117 I 7,1 9,4 5,6 
681 858 8,2 6,9 8,9 

973 1 132 4,0 10,0 1,7 
666 801 6,8 8,0 4,3 

941 1 081 4,4 7,1 2,8 
630 726 5,9 6,0 2,7 

1 021 1 268 9,3 12,6 0,9 
632 n5 8,9 7,4 4,9 

1 001 1 206 11,6 5,6 2,2 
622 754 9,3 6,5 4,1 

989 1 234 12,0 10,3 1,0 
614 753 7,7 8,3 5,2 

853 1 006 8,7 6,9 1,5 
516 625 11,0 7,5 1,5 

824 963 7,8 5,7 2,6 
539 631 9,8 4,4 2,1 

829 981 11,0 6,6 0,0 
475 573 12,4 7,7 -0,3 

962 1 150 6,4 8,5 3,5 
650 789 6,5 10,7 3,0 

918 
1 003 1 11,3 7,4 -5,9 

585 751 9,4 15,0 2,0 

848 (1 097) 11' 1 12,8 (3,2) 

Die Entwicklung der Gehälter verlief in der 
Industrie (einschließlich Hoch- und Tiefbau) 
einerseits und im Handel (einschließlich 
Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe) 
andererseits verschieden, in der Tendenz 
stimmten sie jedoch überein. Die männlichen 
kaufmännischen Angestellten in der Industrie 
(einschließlich Hoch- und Tiefbau) hatten von 
1964 bis 1967 Zuwachsraten von 7,8, 8 ,5 und 
2,5o/o, im Handel von 8, 7, 6,9 und 1, 5o/o; die 

2) Vgl. "Die Verdienste ln Industrie, Handel und Handwerk 1957 und 
1967" in Stor. Monotsh. 5.-H. 1963, S. 51 (Februor) 
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weiblichen hatten Zuwachsraten von 7,4, 
6, 7 und 4,1 o/o in Industrie und Baugewerbe und 
11,0, 7,5 und 1,5tfo im Handel. 

In jedem Fall erscheint die Aufwärtsentw1cklung 
von 1966 zu 1967 gegenüber den früheren 
Jahren stark abgeschwächt. Im Einzelhandel 
erlitten die Gehälter der Frauen sogar eine 
geringe Einbuße von 0,3Cfo, im Versicherungs­
gewerbe die der Männer eine starke von 5,9%, 
nachdem letztere von Oktober 1964 zu 1965 
um 11 , 3Cfo und im folgenden Jahr um 7,4% 
gestiegen waren. Im Hoch- und Tiefbau stufte 
sich der jährliche Zuwachs der Verdienste 
bei den männlichen kaufmännischen Angestell­
ten von 12o/o im Jahre 1965 über 1 0, 3Cfo im Jahre 
1966 auf 1,0Cfo im Jahre 1967 besonders 
augenfällig herunter. Auch die Gehälter der 
männlichen technischen Angestellten folgten 
dieser Entwicklung, und zwar unterlagen sie 
einer Veränderung von einer 8- und 7o/oigen 
jährlichen Zunahme in eine Abnahme von 1,3Cfo. 
Auch in den Verbrauchsgüterindustrien gab es 
eine Abnahme von O,lo/o bei den Frauen. 
Diese Abschwächung der Aufwärtsentwicklung 
oder gar Abnahme der Effek-tivverdienste ist 
in keinem Fall auf Verringerung der Gehalts­
sätze in den Lolmtarifverträgen zurück­
zuführen. 

Vergleicht man den Anstieg der Gehälter der 
männlichen Angestellten von 1964 bis 1967 
mit dem des Stundenlohnes der männlichen 
Arbeiter, so zeigt sich, daß die Arbeiterlöhne 
relativ nur unwesentlich stärker gewachsen 
sind als die Gehälter der männlichen Ange -

Bruttomonotsver.:!len5t der tecl-onischen Angestell•en 
,., der Industrie 

m =männlich, w:; weiblich 

Brullomonorsverdo•nlf in DM 
- Okrabor-

VerändMung 
l 

gegenuber 
Wirtschofts~reich dem leweiligen Voqahr 

196.1 1967 in% 

I 1965 1966 1967 

lncluatrie (elnachlleßlich m 1 090 1 248 6,4 6,0 1,5 
Hoch• und Tlefbou) 671 782 5,5 5,9 4,3 

Erdöl- Ut1d Tcrfgewonnung m 1 068 1130 18,5 (- ~.9) (- 6, 1) 

Energiewirrschaft und m 1 068 1 258 5,6 7,8 3,5 
Wasserversorgung "" 648 815 (12, 5) (2,9) 8,7 

Grundstoff. und Produk- m 1 116 l 301 3,8 9,5 2,6 
I tonsguter Industrien w 850 999 0,1 9,4 7,3 

lnvestltlan~güter- m 1 043 1 187 6,6 4,8 1,9 
lndusrrien w 606 708 5,0 7,7 3,4 

V erbraucnsgJter- m 1 150 1 109 6,2 5,9 1,2 
Industrien w 694 800 11, I 3,9 -0,1 

Nahrungs · und Genuß- m l 096 1 265 4,5 5,9 4,3 
mittel Industrien 777 882 5,1 1,7 6,1 

Hock· und Tlefbou m 1 248 1 428 7,9 7,4 - 1,3 

1) kein Vorzeichen : Zunalme 

stellten. Bei den männlichen Arbeitern betrug 
der Lohnzuwachs rm Berichtszeitraum 17 , 6o/o, 
bei den männlichenAngestellten dagegen 17 ,1%. 
Bei den Frauen ergab sich das gleiche 
Verhältnis, nämlich 19. 6o/o zu 19, 1 o/o. 

Die durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste 
der männlichen kaufmännischen Angestellten in 
Industrie und Handel blieben wie gewöhnlich 
hinter den Verdiensten der technischen 
Angestellten zurück; die ersteren erhielten 
im Oktober 1967 im Schnitt 1 052 DM, die 
letzteren 1 240 DM. Das macht einen Unter ­
schied von 18Cfo aus . Dabei waren 75o/o aller 
mtlnnlichen Angestellten kaufmännische und 
25% technische Angestellte. Von den Frauen 
waren 96o/o kaufmännische Angestellte und 
nur 4o/o technische, sie verdienten 663 und 
777 DM monatlich (17,2o/o Unterschied). 

In den vier Leistungsgruppen erzielten die 
Männer im Oktober 1967 folgende Durch­
schnittsverdienste: 

Letstungsgruppe 

V 
IV 
III 
II 

Kaufmännosche Technische 
Angestellte 

667 
795 

1 089 
1 358 

-DM-

720 
943 

1 197 
1 577 

Für die Frauen betrugen die Verdienste im 
Berichtszeitraum: 

Kaufmännlscl-e Technische 
Leistungsgruppe Angestellte 

V 
IV 
111 
II 

555 
607 
829 

1 146 

-DM-

617 
730 
931 

(1 501) 

In Leistungsgruppe II wurde also mehr als 
das Doppelte der Leistungsgruppe V verdient . • 

Daß die Spannweite zwischen dem Stundenlohn 
der höchsten und niedrigsten Leistungsgruppe 
der Arbeiter in der Industrie nicht so groß 
ist wie beim Monatsgehalt der Angestellten, 
sondern bei den Männern nur 219o und bei 
den Frauen lltfo betrug, ist darin begründet, 
daß bei den Arbeitern alle gelernten Kräfte 
in einer Leistungsgruppe zusammengeraßt sind, 
während sie sich bei den Angestellten auf 
die Leistungsgruppen II, 111 und IV verteilen. 
Dadurch, daß in der Leistungsgruppe 1 der 
Arbeiter das Gros der Facharbeiter mit 
den höher bezahlten Vorarbeitern und Hilf~­
meistern vermischt wird, können die Spitzen­
lölme nicht so in Erscheinung treten wie 
bei den Angestellten, wo die hohen Gehälter 
der Leistungsgruppe II gesondert ausgewiesen 
werden . Außerdem wirken sich in den höheren 
Angestelltengehältern die nachhaltigere Vor-

-130-



• 

bildung und daa wertvol ere Fachwissen einer 
Reihe von Speziulistzn at s. 

D1e Gründe für den beachtlichen Abstand 
zwischen den absoluten Verdiensten der 
1Iänner und der Fr:l.Uen smd im wesentlichen 
in der unterschiedlichen Verteilung auf die 
Leistungsgruppen zu ::;uchen. Zum Teil liegen 
sie nbe r' nuch darin, daß die .l\Ifinner über­
wiegend in den besser zahlenden Branchen 
de1· Industrie beschäftigt sind, die Fr·auen 
dagegen vor allem im Einzelhandel und in 
den Warenhäusern mit einem strukturell 
geringeren .Monatsvcrdienst.Außerdem kommen 
weitere gehaltserhöhende Momente wie Alter 
oder längere Betdebszugehörigkeit häufiger 
bei den Männern als bei den Frauen vor. 

Das höchste durchschnittliche Monatsgehalt 
bekamen die männlichen kaufmännischen 
Angestellten der Leistungsgruppe II in den 
Verbrauchsgütcrindustri«m mit 1 749 DM. Auch 
in der Energiewirtschaft und Wasserversorgung 
wurde ein hohel:> Gehalt von 1 676 Di\l in 
dieser· Leistungsgruppe gezahlt. Dagegen ver­
dienten diese Angestellten in Handel, Kredit­
instituten und Versicherungsgewerbe 1 286 DM. 
FUr die technisC'hen llngestellten der Leistungs­
gruppe Il ergab sich das höchste durch­
schnittliche Monatsgehalt von 1 754 DM in 
den Grundstoff- und I 'roduktionsgüterindustrien; 
im Handel kamen sie so selten vor, daß für 
sie in Schleswig-Ilolstein keine gesicherten 
Ergebnisse ermittelt werden konnten. Das 
niedrigste Gehalt der kaufmännischen Ange­
stellten in Leistungfgruppe V hatte für Männer 
der Großhandel m1t 512 DM, für Frauen der 
Einzelhandel mit 472 DM, während in Industrie 
und Baugewerbe 7:18 und 586 DM gezahlt 
wurden. 

Im Oktober 1967 gehC.•rten 25o/o aller männlichen 
kaufmännischen Ang"stellten in Industrie und 
Handel zur Leistungsgruppe II. Das sind die 

.a höchstqualifizic rtenAngestellten der Verdienst­

., statistik, da d1e Angestellten der Leistungs­
gruppe I nicht embezogen werden. In den 
Leistungsgruppen III und IV befand sich das 
Gros der Angestellten mit 41 und 30%, während 

uf die Lei:;tungsgruppe V nur 4% entfielen. 
Die Anteile der Leistungsgruppen 11 und III 
sind gegenüber 1957 und 1964 gewachsen, 
wohingegen die AntEile der Leistungsgruppen 
IV und V laufend kleiner geworden sind, 
weil ein Teil der rr.ännlichen kaufmännischen 
Angestellten in dit> höheren Gehaltsstufen 
aufgeruckt ist. De • Anteil der weiblichen 
kaufmännischen Angestellten in der Leistungs­
gruppe Il ist unverändert auf dem geringen 
Stand von 3 bis 4% geblieben, während ihre 
Zahl in Leistungsgruppe lii anteilmäßig von 
L4 auf 20% gestiegc>n ist. In der Leistungs­
gruppe IV war ein schwacher, in V ein starker 
Rückgang zu verzeichnen. 

0- 3904 

Die Verteilung der Angestellten in Industrie und Handel 
auf die Leistungsgruppen 

111 

IV 

V 

111 

IV 

V 

II 
lU 

IV 

V 

Mlfnnhche kaufmänr,lsthe Angestellte 

1957 
Novembef 

1964 
OktObCI 

so 

60 

40 

20 

' 100 

-60 

20 

' 100 

60 

20 

1967 

Auch von den männlichen technischen Ange­
stellten gehörte im Oktober 1967 rund ein 
Viertel zur Leistungsgruppe II, dagegen war 
der Anteil der Angestellten, der auf die 
Leistungsgruppe III entfiel, bedeutend größer 
(57%) als bei den kaufmännischen (4lo/o). 
Auf die Leistungsgruppe IV und V kamen 
18 und 1%. Die Veränderungen gegenüber 
1957 und 1964 waren, wie das Bild zeigt, 
unwesentlich. Bei den weiblichen technischen 
Angestellten sind die Anteile der Leistungs­
gruppe li und V erheblich zurückgegangen, 
die der Leistungsgruppen III und IV dagegen 
erheblich gestiegen; mit 61 o/o befand sich der 
größte Teil in der Leistungsgruppe IV . 

Das durchschnittliche Bruttomonatsgehalt aller 
männlichen kaufmännischen Angestellten stieg 
von Oktober 1964 bis Oktober 1967 um 18,6%. 
Den höchsten Anstieg hatte die Leistungs­
gruppe IV mit 22,5% (von 649 DM auf 795 DM) 
zu verzeichnen. Daneben hatte sich aber 
auch das Durchschnittsgehalt der Leistungs­
gruppe III mit einem Anstieg von 19,7% stärker 
als das der Leistungsgruppen Il und V ( 12,4 
und 12, 7o/o) gehoben. Das Bruttomonatsgehalt 
der weiblichen kaufmännischen Angestellten 
hatte ebenfalls in der Leistungsgruppe IV 
mit 20,0% (von 506 DM auf 607 DM) den 
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Bevölkerung 

Fläche 

Erwerbstätige 
in der Landwirtschaft 

Beschäftigte in der Industrie 

Fertiggestellte Wohnungen 

La ndesste uera ufko mm e n 

DIE ANTEILE DER LÄNDER 1967 
AN BEVÖLKERUNG UND WIRTSCHAFT DES BUNDESGEBIETES 

Schleswig- Rhein land- N' d h 
H I t . Pt 1 1e ersac sen o s e1 n a z Saarland ,Hessen Bayern Baden-

Wü rttemberg 
Nordrhein­
Westfalen 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

Landwirtschaft 

Verarbeitendes Gewerbe 

Dienstleistungen 

0 10' 0 

GRAFIK DES MONATS JUNI 1968 

101 0 10 20' 0 10' 0 10\ 0 10 20 

Anmerkungen: 

Die Stadtstaaten sind nicht mit dargestellt, abertordie Berechnung der Anteile in der Bundessumme eingeschlossen. 
Die Lange der Balken entspricht dem Anteil des Landes an der Bundessumme des Merkmals. 
Der Bevölkerungsanteil ist zum Vergleich als Rasterband fortgesetzt. 
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höchsten Zuwachs. Der Anstieg der Monats­
gehälter in den drei anderen Leistungs­
gruppen li, IIl und V lag bei 16,8, 18,1 
und 17 ,801o. 

Das durchschnittliche Bruttomonatsgehnlt aller 
männlichen technischen Angestellten ist von 
1964 bis 1967 •um 14,8% gestiegen. Den 
höchsten Anstieg hatte die Leistungsgruppe III 
mit 15,3% zu verzeichnen. Im übrigen stiegen 
die Gehfilter der Leistungsgruppen li um 
11,8%, IV um 13,5o/o und V um 12,0o/o an. 
Das Gehalt der weiblichen technischen Ange­
stellten stieg in demselben Zeitraum um 
16,1 %. Auch hier hatte die Leistungsgruppe III 
den höchsten Anstieg mit 17, 7%. 

Das effektive Bruttomonatsgehalt der männ­
lichen technischen Angestellten, das schon 
vom Tarif her übel· dem der kaufmännischen 
Angestellten liegt, hat das Gehalt der kauf­
männischen 1957 um 23,501o, 1964 um 21,8% 
und 1967 um 17,9% übertroffen. Die Differenz 
ist also relativ kleiner geworden, obwohl 
der Differenzbetrag absolut von 125 DM auf 
188 DM gestiegen ist. Bei den weiblichen 
technischen Angestellten lag die Differenz 

in diesen drei Jahr·en bei 92, 119 und 134 01Vf; 
relativ hat sie sich jedoch ebenfalls von 
28% über 22% auf 17% verringert. Die 
Gehälter der kaufmännischen und technischen 
Angestellten haben sich also sowohl bei den 
Männern als auch bei den Frnuen relntiv 
stärker einnnder angeglichen. 

In der Industrie (einschließlich Hoch- und 
Tiefbau) verdienten die männlichen kauf­
männischen Angestellten 153 Dl\1 ( 15,2%) und 
die weiblichen 133 DM (21,3%) mehr als in 
dem Bereich "Handel, Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe". De1· Anstieg der 
Bruttomonatsgehälter von Oktober 1964 bis 
Oktober 1967 war für die mtinnlichen und 
weiblichen kaufmännischen Angestellten in 
Handel, Kreditinstituten und Versicherungs­
gewerbe mit 18% relativ kleiner als in der 
Industrie mit 20%. Die Spanne zwischen den 
Gehältern im Handel und in der Industrie 
ist also größer geworden. Bei den weiblichen 
kaufmännischen Angestellten war dagegen der 
relative Anstieg im Handel (21 o/o) größer als e 
in der Industrie (19%). Hier hnben sich also 
die Gehälter von llandel und Industrie 
einander angenähert. 

Bruttomonatsverdienst der Angestellten in der Industrie in den Bundesländern 

m = mbnnllck, w = weibltck 

KaufmC!nnlacno Angeltollte Technische Angestellte 

Land 1964 1966 Zunahme 1964 1966 Zunahme 

Oktober ln ~ Oktober ln 'l!. 

Schluwig·tialsreln m 967 1 131 17,0 1 090 1 230 12,8 
w 63< 728 14,6 671 750 11 ,8 

Hambvrg m I 048 1 209 15,4 1 130 I 292 14,3 
708 830 17,2 715 831 16,2 

NIedersachsen m 997 1 144 14,7 I 126 I 283 13,9 
w 630 735 16,7 699 808 15,6 

Bremen m 900 1 063 18,1 1 083 l 234 13,9 
w 601 715 19,0 655 765 16,8 

Nordrhein-Westfalen m I 032 1 177 14, I 1 092 1 297 18,8 
w 681 786 15,4 725 ~1 16,0 

Hesse" m 993 1 143 15,1 1 122 I 297 15,6 
w 685 792 15,6 751 871 16,0 

Rhelnlond·Pfalz m I 000 1 145 14,5 1 109 I 260 13,6 
w 6<11 732 14,2 741 850 14,7 

Baden->'lürttem~rg m 1 f127 1 208 17,6 1 127 1 318 16,9 
634 749 18,1 683 806 18,0 

Bayern m 927 I 078 16,3 1 047 I 219 16,4 
w 610 722 18,4 6<10 757 18,3 

Saarland m 987 1 117 13,2 1 134 1 272 12,2 
w 655 740 13,0 664 784 18,1 

Berlon (Weat) "' 929 I 080 16,3 1 060 1 2f12 13,4 
w 659 769 16,7 673 780 15,9 

Bund .. geblel m 1 001 1 154 15,3 1 119 1 280 14,4 
653 761 16,5 697 811 16,4 

Ovelle : Sratlttlscnu Bundesamt, Fachserle M, Reohe 15 
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Ein Vergleich zwischen den Bundesländern 
zeigt. daß im Oktober l 966 das Niveau der 
Bruttomonatsgehälter der männlichen kauf­
männischen AngestE!llten in der Industrie 
Schlcswig-Holsteins mit 1 131 DM um 23 DM 
unter dem Bundesdurchschnitt lag. Oktober 
L964 war Schleswig-Holstein um 34 DM hinter 
dem Bundesdurch~;chnitt zurückgeblieben; 
damals wurden hier 967 DM gezahlt. 1966 
rangierten nur noch die Gehälter im Saarland, 
in Berlin, Bayern t:nd Bremen hinter denen 
Schleswig-Holsteins, was mit Ausnahme des 
Saarlandes schon 1964 der Fall gewesen war. 
Emen sehr weiten Abs~and nach oben von 
Schleswig-Holsteins Gehaltsniveau hatten im 
Oktober 1966 das tenachbarte Harnburg mit 
1 209 DM und Baden-Württemberg mit 1 208 DM. 
Die relative Zuwachsrate war von Oktober 
1964 bü; 1966 in den Bundesländern verschieden 
hoch: in Schleswig-Holstein betrug der Anstieg 
17 ,Oo/o im Gegensatz zum Bundesdurchschnitt 
von 15,3o/o; den höchsten relativen Anstieg 

• hatte Bremen mit 18,lo/o. 

Die Bruttomonatsgehälter der männlichen 
technischen Angeste:..Iten lagen in Schleswig­
Holstein mit 1 230 DM jm Oktober 1966 um 
.)0 DM unter dem Bundesdurchschnitt und 
um 88 DM unter dem höchsten Landes­
durchschnitt in Bad•m-Württemberg. Weniger 
:1ls in Schleswig-Holstein verdiente diese 
Gruppe lediglich in Bayern (- 11 DM) und 
Berlin (- 28 DM). Den größten Anstieg von 

Bruttomonatsverdienst der kaufmännischen Angestellten 
in Handel, Kreditinstituten und Versicherungsgewerbe 

in den Bundesländern 

m = männll~h, w =weiblich 

1964 1966 Zunah"'e 
Land 

Oktober ln" 

Schleswlg-Holstein m 853 991 16,2 
w 516 616 19,4 

Hamburg m 971 1 152 18,6 

w 622 753 21,1 

Niedersachsen m 880 1 030 17,0 
w 525 631 20,2 

Bremen m 845 970 14,8 
w 522 612 17,2 

Nordrheln·Westfa len m 909 1 059 16,5 
w 562 664 18,1 

Hessen m 891 1 024 14,9 
w 584 691 18,3 

Rhelnland-Pfal~ m 799 945 18,3 
w 488 565 15,8 

Baden•Württemberg m 923 1 074 16,4 
w 571 673 17,9 

Bayern m 838 976 16,5 
w 543 640 17,9 

Soorland m 922 1 071 16,2 

w 512 580 13,3 

Berlln (Wut) m 868 1 011 16,5 
w 579 696 20,2 

Bundesgebiet m 891 1 039 16,6 
w 556 659 18,5 

Oktober 1964 bis Okt•)ber 1966 hatte Nordrhein- Quelle : Statistisches Bvndesamt, Fachs.,.le M, Reihe 15 

Westfalen mit 18,8%, während der bundes­
durchschnittliche Anstieg 14,4o/o und die 
Zuwachsrate Schleswig-Holsteins nur 12,8o/o 
ausmachten. 

Die Verhältnisse fü... die Monatsgehälter der 
kaufmännischen und technischen weiblichen 
Angestellten in Schleswig-Holstein lagen noch 
ungünstiger als be. den Männern. Während 
.Schleswig-IIolstein im Oktober 1966 hinsicht­
Lich der Gehälter für männliche kaufmännische 
Angestellte an fünf':letzter Stelle lag, nahm 
es bei den Gehältern cer weiblichen kauf­
männischen Angestellten sogar nur den dritt­
letzten Platz ein. Das Gehalt der weiblichen 
technischen Angestellten Schleswig-Holsteins 
rangierte an letzter Stelle unter den Bundes­
ländern. 

Im Handel einschließlich Kreditinstitute und 
Vcrsicherungsgewer:>e kamen die Gehälter 
der männlichen kaufmännischen Angestellten 
in Schleswig-Holstein im Oktober 1966 mit 
durchschnittlich 991 DM an viertletzter Stelle 
vor Bayern (976 DM). Bremen (970 DM) und 
Rheinland-Pfalz (94!i DM). Der Bundesdurch­
schnitt lag bei 1 039 DM; das höchste derartige 
Gehalt wurde in Ilamburg mit 1 152 DM 
(d. h . um 161 DM mehr als in Schleswig­
Holstein) gezahlt. Der Anstieg in Schleswig-

Holstein seit Oktober 1964 stimmte mit der 
Zuwachsrate des Bundes fast überein ( 16,6o/o 
im Bund, 16,2o/o in Schleswig-Holstein); den 
höchsten Zuwachs verzeichnete Harnburg mit 
18,6%. Auch die Gehälter der weiblichen 
kaufmännischen Angestellten in Schleswig­
Holstein lagen an viertletzter Stelle, obwohl 
sie seit 1964 gegenüber den Männern einen 
rriehr als drei Punkte höheren Anstieg 
hatten (19,4o/o). 

Zu r Me t h ode 

Die Verdiensterhebung erfoßt die vom Arbeitgeber an die voll­
beschäftigten Arbeitnehmer IotAend gezahlten Brvttobeträge. 
Betröge, die nur einmal im Jahr oder in unregelmäßigen Ab­
ständen gezahlt werden, z . B. zusätzliches Urlaubsgeld, Weih· 
nochtsgeld, 13. Monatsgehalt, Gratifikation, Jahresprömie, Ge­
winnbeteiligung, werden nicht berücksichtigt. Es w~rd also mcht 
der gesamte Verdienst aus unselbständiger ArbeiT ausgewiesen; 
auch entsprechen die ausgewiesenen Beträge mcht den Lohn­
und Lohnnebenkosten der Arbeitgeber. 

/n den Monaten Januar, April, Juli und Oktober melden die be­
richtspf/ichtlgen Betnebe Schleswig-Holste1ns die Bruttolohn­
summen 1hrer Arbeiter und Angestellten. Löhne und Gehälter für 
außerhalb Schleswig-Holsteins Beschäftigte (Pendler) s1nd nicht 
einbegriffen. Für die Arbeiter wird diese Svmme dvrch die gleich­
zeitig mitgeteilte Zahl der bezahlten Arbeitsstunden getedt vnd 
so der Stundenlohn errechnet. Die Monatsverdienste der Ange· 
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stellten werden ermittelt, 1ndem die gezahlte Gehaltssumme 
durch die Zahl der Angestellten geteilt wird. 

Um diese grobe Durchschnittsberechnung aussogekräftiger zu 
machen, werden die wichtigsten strukturellen Merkmole der Ar­
beiter und Angestellten, so Wirtschoftsbere1ch, Geschlecht, 
Qualifikation, Beschäftigungsort (kaufmännisch/technisch), be­
reits bei der Erfassung und Berechnung berücksichtigt. Andere 
Merkmole w1e Alter, Dauer der Betriebszugehörigkeit, Betriebs­
größe, Lohnform gehen unter; sie werden nur etwa olle fünf Jahre 
durch Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen festgestellt. 

Zur Unterscheidung der Qualifikation sind bei den Arbeitern in 
der Industrie dre1 und bei den Angestellten in lndustne und 
Handel fünf Leistungsgruppen gebildet worden. Angestellte der 
Leistungsgruppe I, d. h. Angestellte in leitender Stellung mit 
Aufsichts- und Dispositionsbefugnis (GeschöftsfVhrer einer GmbH 
und Direktoren von Aktiengesellschaften und Genossenschaften), 
sowie Meister im Angestelltenverhöltnis, Lehrlinge und Anlern­
linge werden nicht erlaßt. 

Die anderen Leistungsgruppen sind noch folgenden Gesichts­
p.mkten gegliedert; 

lncfustrieorbeiter 

Leistungsgruppe I: 

Arbeiter mit besonderen Fachkenntnissen und Fähigkeiten, die 
sie durch abgeschlossene Lehre oder longiöhrige Berufserfahrung 
erworben hoben (Facharbeiter). 

Leistungsgruppe 2: 

Arbeiter, die mit speziellen oder branchegebundenen Tätigkeiten 
beschäftigt werden und ihre Kenntnisse meist durch eine Anlern­
zelt erworben hoben (angelernte Arbeiter). 

Leistungsgruppe 3: 

Arbe1ter, die mit einer einfachen TcJtigkeit beschäftigt werden, 
für die keine Ausbildung erforderlich ist (ungelernte Arbe1ter). 

Kaufmännische und technische Angestellte 

Leistungsgruppe //; 

Kaufmännische und technische Angestellte mit besonderen Erfah­
rungen und selbständiger verantwortlicher Tätigkeit, ober mit 
eingeschränkter Disposit1onsbefugms. 

Leistungsgruppe II/: 

Kaufmännische und technische Angestellte m1t obg<>schlossener 
Lehre und mehrjähriger Berufserfahrung oder besonderen Fach­
kenntnissen, die noch ollgememer Anweisung selbständig ar­
beiten. 

Leistungsgruppe IV: 

Kaufmännische und rechmsche Angestellte ohne e1gene Ent­
scheidungsbefugniS in emfocher Tät1gkeit, deren Ausübung eine 
Ausbildung oder mehr1dhrrge Berufstbt1gke1t vorCAJssetzt. 

Leistungsgruppe V: 

Koufmönmsche und technische Angestellte mir emfocher Tätig­
kelt, die keine Ausbildung oder besondere E rfohrung voraussetzt. 

Dr. Georg Goldmann 

Vergleiche auch : "Die Verdienste in lndusiTie und Handel Mol 1963 und 
April 1966" ln Stot. Monouf.t. S.-H. 1966, S. 252 (November) 

Die Zahlungsschwierigkeiten in den Jahren 1965 bis 1967 
Die Zahl der von den Amtsgerichten in 
Schleswig-Holstein gemeldeten Konkurse und 
Vergleichsverfahren hat sich in den vergangeneo 
zwei Jahren erstmals seit 1951 wieder spürbar 300 

erhöht. Die Zunahme der Insolvenzen fällt 
mit den wachsenden wirtschaftlichen Schwierig­
keiten zusammen, die sich deutlich seit dem 
zweiten Halbjahr 1966 abzeichneten. Im 
Vergleich zur Zahl der finanziellen Zusammen­
brüche in der ersten Hälfte der fünfziger 
Jahre hält sich die jüngste Entwicklung jedoch 
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Konkurse 1 und Vergleichsverfahren 
in Schleswig-Holstein seit 1949 

~ 
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in engen Grenzen. Im Jahre 1967 konnte eine 
wesentliche Zunahme der Insolvenzen gegen­
über dem Vorjahre bereits nicht mehr fest­
gestellt werden. Es wurden sogar wieder 
weniger Konkurse registriert. dafür verlagerte 
sich das Gewicht etwas stärker auf die 
Vergleichsverfahren. 
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Seit Beginn der statistischen Aufzeichnungen 
nach dem Kriege im Jahre 1949 erhöhte sich 
die Zahl der Konkurse und Vergleichsverfahren 
zunächst bis 19 51 auf über 400 im Jahre. 
Viele Erwerbsunternehmen, die in den Zeiten 
der Zwangsbewirtschaftung vor der Währung~-
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reforrn fast nur noch zentral gesteuerte 
Produktions- oder Verteilungsaufgaben er­
füllten, waren damals den neu geschaffenen 
wirtschaftlichen Bedingungen eines freien 
Wettbewerbs nicht mehr gewachsen. Mit 
zunehmender wirtschaftlicher Stabilisierung 
im Laufe der fünfzigE·r Jahre nahmen dann die 
Konkurse und Vergleichsverfahren kontinuier­
lich ab. Im Jahre 1962 wurde mit nur 92 
finanziellen Zusamm·~nbrüchen der niedrigste 
Stand erreicht. In den folgenden Jahren bis 
einschließlich 1965 belief sich ihre Zahl auf 
etwa 100 Fälle jährli<:h. 

Von den im Jahre 1!167 gemeldeten 141 Insol­
venzen waren 117 Konkurse und 24 Vergleichs­
verfahren. Die Zahl der Vergleichsverfahren 
erhöhte sich damit seit 1965 auf über das 
Dreifache. Diese Zur.ahme, die relativ stärker 
war als die der Konkurse, deutet auf wachsende 
Schwierigkeiten von Unternehmern hin, die, an 
sich kaufmännisch ehrbar, infolge konjunk­
turell bedingter, widriger Umstände in Zahlungs-

• Schwierigkeiten geraten sind. Im Gegensatz 
:z.um Konkurs, der die völlige Liquidierung 
des Unternehmens zur Folge hat, wird durch 
das Vergleichsverfahren dem Unternehmer 
die Möglichkeit gegeben, sein Unternehmen 
nicht zuletzt im [nteresse der Gesamt­
wirtschaft und der Belegschaft der Betriebe 
weiterzuführen und wieder zu sanieren. 

Unter den Konkursanträgen des Jahres 1967 
mußten nur 26o/o mangels ausreichender 
Konkursmasse abgelnhnt werden; dies ist der 
niedrigste Prozentsa1z seit 1950. In den Jahren 
1965 und 1966 warer. etwa noch je ein Drittel 
der Eröffnungsanträge vom Gericht abgewiesen 
worden, da nicht genügend Konkursmasse 
vorhanden war, um die Kosten der gericht­
lichen Verfahren zu decken. Offenbar sind 
die Gläubiger in Ar.lehnung an die konjunk­
turelle Entwicklung :ier letzten Zeit bei der 

A Beurteilung der wirtBchaftlichen Möglichkeiten 
- ihrer Schuldner vorsichtiger geworden und 

daher weniger geneigt, einen Zahlungsaufschub 
zu gewähren, als früher. Hierdurch kommt 
es häufiger zur Konkurseröffnung, wenn noch 
Betriebs- oder Privatvermögen beim Schuldner 
vorhanden ist . 

Der Anteil der Erwerbsunternehmen an den 
registrierten Gemeinschuldnern ist im Be­
richtszeitraum ständig gestiegen. Im Jahre 
1965 machten die Insolvenzen von Nicht­
erwerbsunternehmen {private Haushalte, Nach­
lässe, Organisationen ohne Erwerbscharakter) 
noch ein Drittel aller gerichtlich erfaßten 
finanziellen Zusammenbrüche aus. Im Jahre 
1967 betrug ihr Anteil nur noch ein Fünftel. 
Die Zunahme der Insolvenzen seit 1965 ist 
also im wesentlichen auf Zahlungsschwierig­
ketten von Erwerbsunternehmen zurückzu­
führen. Ein Einfluß der konjunkturell bedingten 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten auch auf die 
übrigen Gemeinschuldner ist statistisch nicht 
nachweisbar. 

88% der insolvent gewordenen Erwerbsunter­
nehmen sind erst nach dem 8. Mai 1945 
gegründet worden, während nur 12% ihre 
gewerbliche Tätigkeit auch schon vor diesem 
Zeitpunkt ausgeübt haben. Der Prozentsatz 
der Nachkriegsgründungen ist damit so hoch 
wie in keinem Jahre seit Beginn der 
statistischen Aufzeichnungen. Der Aussage­
wert dieses Ergebnisses hat über 20 Jahre 
nach Beendigung des Krieges allerdings viel 
von seiner Bedeutung verloren. Für eine 
sinnvolle Beurteilung fehlt insbesondere die 
Kenntnis, wieviele der insgesamt bestehenden 
Erwerbsunternehmen vor dem Kriege und 
wieviele nach dem Kriege gegründet wurden. 
Ferner wirkt sich auf das Ergebnis nach­
teilig die Tatsache aus, daß das Jahr der 
ersten Gründung insbesondere älterer insolvent 
gewordener Unternehmen vom Konkursgericht 
häufig nicht ermittelt werden kann, weil 
seitdem zu viele Inhaberwechsel stattgefunden 
haben. 

Unter Anschlußkonkursen im Sinne der Insol­
venzstatistik sind nur solche Konkurse zu 
verstehen, die im Anschluß an ein e r ö f f n e t e s 
Vergleichsverfahren in Gang gekommen sind. 
Es handelt sich hierbei um Fälle, in denen 
sich nach Eröffnung des Vergleichsverfahrens 
herausstellt, daß eine ordnungsgemäße Durch­
führung des Verfahrens wider Erwarten nicht 
möglich ist. Die Zahl der Anschlußkonkurse 
ist immer sehr gering gewesen; im Jahre 

Die lnsolvenzen 1 in Schleswig-Holstein 1965- 1967 

davon lnsolvenzen von 

Konkurse Vergleichsverfahren 
Erwerbsunternehmen 

lnsalvenz•n Jahr - ·~r- - - ~· lnsg.,samt 
mangels Masse abgelehnt 

7.usommen Anzahl "' Anzahl % 

Anzahl ~von Spalte 2 von Spalte 2 von Spahe I 

1965 98 91 29 32 7 7 66 I 67 

1966 138 126 44 35 12 9 99 72 
I I 1967 141 117 31 I 26 24 17 113 80 

I) einschließlich Ansehlußkanku•se 
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1965 wurden keine, 1966 drei, 1967 vier 
Fälle gemeldet. Da die Vergleichsverfahren 
se1t 1965 zunahmen, erhöhte sich auch die 
Zahl der Anschlußkonkurse . In der Statistik 
fUhren übrigens Anschlußkonkurse zu Doppel­
erfassungen: Derselbe finanzielle Zusammen­
bruch wird sowohl bei den Vergleichsverfahren 
als auch später bei den Konkursverfahren 
gezählt . Wegen der geringen Zahl wird das 
Ergebnis hierdurch jedoch kaum beeinflußt . 

Höhe der Forderungen 

Das Statistische Landesamt erhält die Meldungen 
über die in Konk"Urs geratenen Unternehmen 
von den Amtsgerichten jeweils dann, wenn 
das Konkursverfahren eröffnet ist oder der 
Antrag auf Eröffnung mangels ausreichender 
Konkursmasse abgelehnt worden ist. Zu 
diesem Zeitpunkt ist die Höhe der Forderungen 
der Konkursgläubiger gegen die Gemein­
schuldner häufig nicht genau zu Ubersehen. 
Zum Teil sind den Gerichten nur Schätzungen 
oder überhaupt noch keine Angaben über 
die Höhe der Forderungen möglich. Die 
Gliederung der Konkurse bezieht sich daher 
nur auf die Höhe der voraussich t 1 ich e n 
Forderungen der Gläubiger. Die Tabelle zeigt 
nach 1965 ein Anwachsen der Großkonkurse; 
besonders im Jahre 1966 sind die oberen 
Größenklassen mit Forderungen von mehr 
als 1 Mill. DM wesentlich stärker besetzt. 
10 Konkurse dieses Jahres waren Millionen­
konkurse, ihr Anteil ist seit Beginn der 
Aufzeichnungen nach dem Kriege noch in 
keinem Jahr so groß gewesen. Am stärksten 
war während des Berichtszeitraumes die 
Klasse von 100 000 bis unter 500 000 DM 
besetzt; sie vereinigte etwa ein Drittel aller 
Konkurse auf sich. Von den angemeldeten 
Kleinkonkursen mit einer Höhe der Forderungen 
von weniger als 10 000 DM wird der größte 
Teil von den Gerichten mangels einer die 

Konkurse 1 noch dP.r Höhe der vorwssichtlichen Forderungen 
1965- 1967 

Konkurse 

davon 
Höhe 

der F «derV"'gen 
tn 1 000 DM 

1965 1966 1967 
mangels 

eröffnet Mosoe 
obgelehnt 

unter 1 1 4 3 - 3 

1- 10 15 17 15 6 9 

10- 50 19 25 16 10 6 

50- 100 14 12 22 20 2 

100- 500 28 39 39 33 6 

500- 1 000 6 2 7 6 1 

1000-5000 1 9 5 5 -
5 000 und mehr - 1 - - -
unbekannt 7 17 10 6 4 

--
1) einschließlich Anschlußkonkurse 

Kosten des Verfahrens deckenden Konkurs ­
masse abgelehnt. 

Die Summe aller voraussichtlichen Konkurs­
forderungen erhöhte sich wegen des sprung­
haften Anstiegs der Großkonkurse von 
15,7 Mill. DM im Jahre 1965 auf 38,9 Mill. DM 
im Jahre 1966 . 1967 trat ein spürbarer 
Rückgang gegenüber dem Vorjahre ein. Die 
stürmische Entwicklung während des Jahres 
1966 ist hauptsächlich auf den Großkonkurs 
einer Kieler Tiefbaufirma zurückzuführen, 
gegen die allein über ein Fünftel sämtlicher 
Forderungen geltend gemacht wurde . 

Die vorousslchtlichen Konkursforderungen 
noch ihrer Höhe 1965- 1967 

Höhe 1965 1966 1967 
der Forderungen 

ln 1 000 DM 1 000 DM " 1 000 DM " 1 000 DM 

unter 1 1 0 1 0 1 

1 - 10 63 0 89 0 60 

10- 50 493 3 no 2 590 

50- 100 1 085 7 897 2 1 567 

100- 500 8 080 52 9267 24 9 251 

500- 1 000 4 647 30 1 143 3 4 423 

1000-5000 1284 8 18 655 48 7 500 

5 000 und mehr - - 8 134 21 -
lnaeeooml 15 653 100 38 905 100 23 392 

Deckungsquoten 

" 
0 

0 

3 

7 

40 
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32 

-
100 
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Die Abwicklung der eröffneten Konkurs- oder 
Vergleichsverfahren zieht sich zum Teil über 
mehrere Jahre hin. Eine genaue Aussage 
über die tatsächliche Höhe der entstandenen 
Forderungen und deren Befriedigung wäre 
daher z . B. für die Insolvenzen des Jahres 
1965 mit Sicherheit nicht vor 1970 zu erwarten, 
womöglich noch später. Zu diesem Zeitpunkt 
sind die endgültigen finanziellen Ergebnisse 
aber für eine statistische Auswertung nicht . 
mehr aktuell. Die Statistik muß daher mit 
den voraussichtlichen finanziellen Ergebnissen 
nur derjenigen Konkurse und Vergleichs­
verfahren auskommen, die innerhalb relativ 
kurzer Zeit nach der Eröffnung des Verfahrens 
zu einem gewissen Abschluß gebracht werden 
konnten. Über die im Jahre 1965 eröffneten 
Konkurse und Verfahren wird daher nur 
insofern berichtet, als bis zum Ende des 
darauffolgendenJahres (31. 12. 1966) finanzielle 
Ergebnisse hierzu vorlagen. Entsprechendes 
gilt für die eröffneten Verfahren des J.ahres 
1966 . Für die Verfahren des Jahres 1967 
können naturgemäß noch keine Angaben 
gemacht werden. · 

Der Anteil der Konkurse mit Angabe der 
finanziellen Ergebnisse an den insgesamt 
eröffneten schwankte in den Jahren 1964 bis 
1966 zwischen 76 und 90o/o. Die festgestellten 
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Voraussich!liche finanzielle Ergebnisse der eröffneten Konkurse1 und Vergleichsverfahren 
noch dem Stand vom 31 . 12. des der Eröffnung folgenden Jahres 

Eröffnete Konkutse 
Festgestellte Verluste Deckungsquote ln % 

Verglelchsver-
fahren mit --

Jahr der mll 
Angabe der 

Angol:e der 
Eröffnuog losgesamt 

flnonz I e ilen 
finanziellen insgesamt 

Ergeb1lsse 
Ergebnisse 

1964 56 44 7 13 992 

1965 62 5~ 5 13 232 

1966 82 62 8 49 757 

) auch solche onne Maue 

Verluste der Konku·~se der Jahre 1964 und 
1965 beliefen sich auf jährlich ca. 13 Mill. DM 
im Durchschnitt . Da:> Ergebnis von 1966 ist 
maßgeblich durch den finanziellen Zusammen­
bruch der bereits e·~wähnten K1eler Tiefbau-

• 
fdirma beeinflußt, deren Verlust im Laufe 

es Verfahrens sich auf ca. 30 Mill. DM 
erhöht hat. Läßt man diese 30 Mill. DM außer 
Ansatz, so verbleibE·n für die Konkurse des 
Jahres 1966 immE·r noch Verluste von 
18 Mill. DM, das sind rund die Hälfte mehr 
als im Jahre 1965 . 

Nach der KonkursQrdnung sind aus der 
Teilungsmasse bestimmte Forderungen nach 
einer genau festgelegten Reihenfolge bevor­
rechtigt zu befriedigen. Hierzu gehören ins­
besondere die Kosten für das Gerichts­
verfahren, rückständige Forderungen an Löhnen 
und Gehältern gegE·n die Gemeinschuldner 
sowie die Forderungen des Fiskus. Erst 
nach voller Befriedigung dieser Ansprüche 
wird die noch vorhandene Teilungsmasse auf 
alle übrigen Konkurngläubiger im Verhältnis 
zu den anerkannte~ Forderungen verteilt. 

•
Ds er Anteil der bevc•rrechtigten Forderungen 

chwankt erfahrungugemäß in der Regel 
zwischen 8 und 15% aller anerkanntenKonkurs-
forderungen. Dieser verhältnismäßig geringe 
Anteil der Schulden kann aus der Konkurs­
masse im Durchschnitt noch zu einem erheb­
lichen Teil gedeckt werden, Die bevorrech­
tigten Forderungen gegen die Konkursschuldner 
der Jahre 1964 bis 1966 wurden im Jahres­
durchschnitt zu 34 bi:: 787o befriedigt. Dagegen 
ist die Deckungsquote für alle übrigen 
Konkursforderungen (etwa neun Zehntel der 
Forderungen) minimal. Relativ häufig stellt 
sich im Laufe des Verfahrens heraus, daß 
eine Teilungsmasse gar nicht vorhanden ist; 
diese Verfahren w•~ rden dann nach der 
Eröffnung mangels Masse eingestellt. Ihre 
Verluste sind in der Tabelle enthalten. Nicht 
enthalten sind dag(~gen die Verluste der 
mangels Masse abgelehnten und nicht eröffneten 
Konkursverfahren. 

ln 1 OOOOM der Forderungen -
davon bei beI Konkursen 

bel ErloB-

Erlaß- bevortec htigte 
nicht 

verg leichen 
Konkursen 

vergleichen Forderungen 
bevorrech II gte 

Forderungen 

13 132 860 34 I 3 41 

12 664 567 42 

I 
4 43 

48 695 1 062 78 2 I 57 

Die festgestellten Verluste bei V e r g 1 eich s -
v e r f a h r e n fallen demgegenüber schon wegen 
der geringen Zahl der Fälle nicht sehr ins 
Gewicht. Ilier ist grundsätzlich zwischen 
Stundungsvergleichen und Erlaßvergleichen zu 
unterscheiden. Stundungsvergleiche sind sehr 
selten. Unter den Verfahren der Jahre 1964 
bis 1966 befindet sich nur ein Stundungs­
vergleich. Die Deckungsquote bei den Erlaß­
vergleichen belief sich in dieser Zeit zwischen 
41 und 57% im Jahresdurchschnitt. 

Wirtschaftliche Gliederung 

Über vier Fünftel der Insolvenzen von Erwerbs­
unternehmen des Jahres 1964 entfielen auf 
das verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe 
und den Handel; weniger als ein Fünftel auf 
alle übrigen Wirtschaftsabteilungen (Land- und 
Forstwirtschaft, Energiewirtschaft und \~sser­
versorgung, Verkehrsgewerbe, Kreditinstitute 
und Versicherungswesen und Dienstleistungen 
der Unternehmen und freien Berufe). Seit 1965 
hat sich die Zahl der finanziellen Zusammen­
brüche in allen Wirtschaftsbereichen erhöht, 
die Entwicklung in den einzelnen Jahren ist 
jedoch nicht einheitlich verlaufen. Im verar­
beitenden Gewerbe fiel die Zunahme haupt­
sächlich in das Jahr 1967. Dagegen machten 
sich im konjunkturempfindlichen Baugewerbe 
die beginnenden wirtschaftlichen Schwierig­
keiten bereits 1966 sehr deutlich bemerkbar; 
1967 nahm die Zahl der Konkurse in diesem 
Wirtschaftszweig wieder ab, dafür erhöhte 
sich aber die Zahl der Vergleichsverfahren. 
Die Unternehmen des Handels wurden am 
stärksten im Jahre 1966 betroffen, während 
1967 die Zahl der finanziellen Zusammen­
brüche bereits wieder etwas zurückging. 

Eine sinnvolle Aussage über die Bedeutung der 
Insolvenzen in den einzelnen Wirtschafts­
bereichen ergibt sich erst, wenn man sie 
zur Zahl der insgesamt bestehenden Unter­
nehmen in Beziehung setzt. Die beiden letzten 
Spalten der Tabelle enthalten eine solche 
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Oie lnsolvenzen in wirtschoftl icher GI iederung und noch der Rechtsform 

Wirtschahsabteilung Konkurs• I V•rglelchsverfonren ' I Insolvenzquoten I 

Rechtsf<><m 1965 1966 1967 1965 1966 1967 1965 1967 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe) 18 16 26 6 7 1,5 2,8 

darunter Handwerk 9 5 13 3 3 1,0 1,9 

Sougewerbe 11 27 24 3 2 10 2,4 5,6 

darunter Handwerk 7 13 16 2 2 9 1,7 4,5 

Handel 18 28 21 3 2 5 0,8 1.1 

darunter Großhandel 5 9 6 1 2 1,4 2,0 

Elnulhandel 13 17 15 2 2 3 0,8 1,0 

Ubrlge Wirtschaftsabteilungen 12 16 20 2 0,6° o;l' 

Erwerbsunternehmen 1usammen 59 87 91 7 12 22 1,0° 1,70 

Naturliehe Personen, Nachlösse und andere Gemelnschuldnflr 32 39 26 2 

lnsguomt 91 126 117 I 7 12 2<4 

1) lnsolvenun I• 1 000 um•otzsteuerpfllcntlge Unternehmen ous der Umsotuteuerstatlstlk 1964 und 1966 

a) ohne Land· und FO<I!wlrtschoft, Tierhaltung und F rscherel 

Beziehungszahl für die Jahre 1965 und 1967. 
Hieraus ist zu entnehmen, daß die Insolvenz­
quote im Baugewerbe bei weitem die höchste 
unter allen hier dargestellten Wirtschafts­
bereichen ist. Es folgen mit erheblichem 
Abstand das verarbeitende Gewerbe und der 
Großhandel. Im Landesdurchschnitt erhöhte 
sich die Quote von 1,0 im Jahre 1965 auf 
1, 7 im Jahre 1967. 

Die Insolvenzquote im Einzelhandel und in der 
Gruppe "Übrige Wirtschaftsabteilungen" erhöhte 
sich nur verhältnismäßig wenig. Sie liegt 
weiterhin erheblich unter dem Landes­
durchschnitt. 

Vergleich mit dem Bundesgebiet 

Vom Statistischen Bundesamt wird die Zahl 
der Inso1venzen im Bundesgebiet 1967 mit 
4 337 1 angegeben. Das sind 38o/o mehr als 1965. 

1) ohne Anschlußlconkurse 

In Schleswig-Holstein betrug der relative e 
Zuwachs im gleichen Zeitraum geringfügig 
mehr, nämlich 40o/o. Der Anteil Schleswig­
Holsteins an den Insolvenzen im Bundesgebiet 
erhöhte sich dadurch für das Jahr 1967 eben­
falls geringfügig auf 3,2o/o. Die voraussichtliche 
Höhe der geltend gemachten Forderungen der 
Konkursgläubiger stieg dagegen im Bundes­
gebiet von 1965 auf 1967 wesentlich stärker 
an als in unserem Land. Sie wird vom 
Statistischen Bundesamt auf ca. 1,29 Milliarden 
DM für das Jahr 1967 beziffert. Nur 1,8% 
dieser Konkursforderungen entfielen auf 
Schleswig-Holstein. Im Jahre 1965 waren es 
noch 2,4% gewesen. Die Höhe der Forderungen 
je Konkurs ist in unserem Land damit erheb­
lich niedriger als im Bundesdurchschnitt. 

Dip/.-Volksw. Klaus Sche1thouer 

Verlllelche auch . "Die Zohlunguchwleri1Jkelten 1963 bis 1965" ln Stot . a 
Monatah. S .• H. 1966, S. 243 (November) und "Zahlungsschwlerlgkeiten-
1967" ln Wirtachoft und Stallstile 1968, S, 170 (März) 

Die Entwicklung der Kapitalgesellschaften in Schleswig-Holstein 
von 1965 bis 1967 

In den Handelsregistern der schleswig­
holsteinischen Amtsgerichte waren am 31. 
Dezember 1967 insgesamt 1 752 Kapitalgesell­
schaften eingetragen, deren Kapitalausstattung 
sich auf 1,03 Mrd. DM belief. Gegenüber dem 
1. 1. 1965 hat sich damit die Anzahl der Gesell­
schaften um 357 (+ 26%) erhöht. Das Grund­
oder Stammkapital nahm im gleichen Zeitraum 
sogar um 41o/o zu und überschritt zum ersten 
Male nach Kriegsende die Milliardengrenze. 

Aus der Höhe der Kapitalausstattung ist nur 
bedingt auf den wahren Wert zu schließen, den 
die schleswig-holsteinischen Kapitalgesell­
schaften repräsentieren. Grundsätzlich stellt 
das Nominalkapital nicht den Verkehrswert der 
Unternehmen dar. Es bedeutet vielmehr nur 
den durch Satzung festgelegten Sollbetrag des 
Gesellschaftsvermögens. Der Verkehrswert 
liegt nach den gegenwärtigen Erfahrungen 
wesentlich höher. Er ist von den im Einzelfall 
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Der Bestand on f(opitolgesellschoften 

Kapital- Alrtlen• Gesellschaften 
gesellschafte:1 ,uellschaften 

mit beschrilnkter 
Insgesamt Haftung 

Johres-
ende Kapital Grund- Stamm· 

Anzahl ln Ar zahl kapital Anzahl kapital 
Mlll. 0~ t.'lll. DM Mlll. DM 

1964 1 395 729,4 71 259,9 1 324 469,5 

1965 I 495 828,7 ~9 331,3 1 426 497,4 

1966 1 591 949,3 ~6 3S4,9 1 525 594,4 

1967 1 752 1 027,1 ~5 365,0 1 687 662,2 

vorliegenden Finanzierungsverhältnissen, den 
zukünftigen Absatzau::;sichten der Gesellschaft 
und den vorhandenen Sachanlagen abhängig. 
Das Gesellschaftsvermögen unterliegt während 
der Tätigkeit der Gesellschaften ständiger 
Veränderung und kc•mmt im Kurswert der 
Aktien einer Aktiengesellschaft oder im 
wahren Wert der Geschäftsanteile einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zum 
Ausdruck. Im Gegensatz dazu sind die hier 

• dargestellten Werte ilher die Kapitalausstattung 
reine Nominalwerte, deren Aussagefähigkeit 
hauptsächlich im Ver1~leich mit entsprechenden 
Angaben in den Vorjahren liegt. 

Die Statistik der Kapitalgesellschaften enthält 
als Erhebungseinheiten nur die Unternehmen 
mit Sitz in Schleswii~-Holstein. Zweignieder­
lassungen werden zwar von den Amtsgerichten 
registriert, aber in der Statistik nicht nach­
gewiesen, weil eine Zerlegung der Kapital­
ausstattung auf d ie einzelnen örtlichen 
Einheiten nicht möglich ist. Dementsprechend 
sind die vielen hiesi1~en Zweigniederlassungen 
von Kapitalgesellschaften mit Sitz außerhalb 
Schleswig- Holsteins in den Angaben nicht 
enthalten. Einbezogen sind aber die vergleichs­
weise geringen Kapitalausstattungen der 
Zweigniederlassunger im übrigen Bundes­
gebiet, die zu Uni ernehmen mit Sitz in 

• unserem Land gehören. 

Aktiengesellschaften 

Die Zahl der Aktiengesellschaften ging im 
Laufe der Berichtszt!it von 71 auf 65 (- So/o) 
zurück. Gleichzeitig erhöhte sich das Grund­
kapital um über 40'1c auf 365 Mill. DM. Der 
Abgang kam hauptsächlich durch Umwandlungen 
von Gesellschaften :in Unternehmen anderer 
Rechtsformen zustande. In die Berichtszeit 
fällt das lokrafttreten des neuen Aktiengesetzes 
zum 1. 1. 1966. Die Novelle sieht eine Vielzahl 
von neuen Bestimmungen vor, die verhindern 
sollen, daß kleine und ertragsschwache Gesell­
schaften diese Rechtt;form wählen. So wurden 
die Bestimmungen Uber die Rechtsstellung der 
Aktionäre verbessert, das Verhältnis von 
Vorstand und Hauptversammlung geändert und 
das Konzernrecht neu formuliert. Unter den 

neu geschaffenen Bedingungen ist kaum zu 
erwarten, daß die Zahl der Aktiengesell­
schaften in unserem Lande sich in Zukunft 
erhöhen wird. Dagegen ist eine weitere lang­
same Abnahme besonders infolge Umwandlung 
oder Fusion möglich. 

Die Zunahme des Grundkapitals im Berichts­
zeitraum um über 100 Mill. DM war nach der 
Art ihrer Eintragung in die Register der 
Amtsgerichte fast ausschließlich auf durch­
geführte Kapitalerhöhungen bei bereits be­
stehenden Gesellschaften zurückzuführen. Be­
trachtet man jedoch die Eintragungen nicht 
nach rein formalen, sondern wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, so trifft dies für die Verände­
rung während des Berichtszeitraumes nur zu 
einem geringen Teil zu. Die größte Bewegung 
wurde nämlich durch die Umwandlung der 
Stadtwerke Kiel in eine Aktiengesellschaft 
ausgelöst. Das Unternehmen hatte vorher 
bereits in der Form eines kommunalen Eigen­
betriebes bestanden und war ein Sonder­
vermögen der Stadt Kiel gewe~en. Die 
Umwandlung ging in drei Stufen vor sich. Das 
Grundkapital wurde zunächst bei Gründung der 
Gesellschaft im Dezember 1965 mit 100 000 DM 
ins Handelsregister eingetragen. Der Betrag 
wurde dann innerhalb eines Monats danach 
zweimal um insgesamt 76,9 Mill. DM auf­
gestockt, die in der Statistik zwar als durch­
geführte Kapitalerhöhung bei einer bereits 
bestehenden Gesellschaft erscheinen, wirt­
schaftlich gesehen jedoch Zugänge durch 
Umwandlung sind. Diese Art der Gründung in 
mehreren Stufen brachte u. a. steuerliche Vor­
teile für die Gesellschaft mit sich. 

Das angeführte Beispiel für eine ins Gewicht 
fallende Veränderung des Grundkapitals ist 
kein Einzelfall. Bei der Gründung der 
Howaldtswerke-Deutsche Werft AG, Harnburg 
und Kiel, im Dezember 1967 ist ähnlich ver­
fahren worden. Die Gesell::;chaft mit Sitz in 
Kiel ist durch einen Zusammenschluß von drei 
Aktiengesellschaften entstanden. Sie fUhrt die 
bisher von den Unternehmen Deutsche Werft 
AG, Howaldtswerke Harnburg AG und Kieler 
Howaldtswerke AG betriebenen Geschäfte fort. 

Echte Neugründungen von Aktiengesellschaften 
mit ins Gewicht fallendem Grundkapital sind 
demgegenüber sehr selten. In der Berichtszeit 
kamen namhafte Veränderungen des Grund­
kapitals hauptsächlich durch Fortführung 
bestehender Gesellschaften in einer anderen 
Rechtsform, Umwandlungen und Fusionen 
zustande. Da die Statistik nur nach der Art der 
Eintragung in das Handelsregister geführt 
werden kann, kommt in ihr der eigentliche 
wirtschaftliche Vorgang leider nicht immer 
angemessen zum Ausdruck, wie dies die beiden 
angeführten Beispiele zeigen. Die Kapital­
erhöhungen von bereits eingetragenen Gesell-
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Die Entwicklung der Kapitolgesellschaften 1965- 1967 

Bestand 

Zu- und Abgang 

s .. tand am 31. 12. 196.C 

Zuglinge ln 3 Jahren 
davon 
Gründung, Umwandlung, 

Fortsetzung 

Sitzverlegung Innerhalb des 
Bundeogebi etes 

durchgeführte Kapital­
erhöhung 

Abgijnge ln 3 Jahren 
davon 
Liquidationseröffnung 

Kankur .. röffnung 

Fusion 

Umwandlung 

Sitzverlegung 

Kapitol nerabsetzung 

Sonotlge Abgänge 

Beatond am 31. 12. 1967 

Akt! en­
ges" II schaffen 

Anzakl 

71 

4 

3 

(28) 

10 

7 

1 

(2) 

65 

Grund­
kapital 

Mill. DM 

259,9 

126,8 

4,2 

0,4 

122,2 

21,7 

9,6 

3,1 

3,0 

5,4 

0,6 

365,0 

Guellschaften 
mit beschränkter 

Haftung 

Anzahl 

1324 

533 

470 

63 

(202) 

170 

(J) 

10 

2 

8 

33 

(9) 

57 

I 687 

Stamm­
kapital 

Mill. DM 

~69,5 

275,9 

27,3 

28,5 

220,1 

83,2 

2,4 

0,6 

35,0 

7,3 

33,0 

2,2 

2,7 

662,2 

scharten treten demgegenüber zurück. Die 
größte derartige Erhöhung wurde im Berichts­
zeitraum von der Schleswig- Holsteinischen 
Stromversorgungs -AG, Rendsburg, durchge­
führt, die ihr Grundkapital von 50 auf 
70 Mill. DM erhöhte. 

Die Abgänge an Grundkapital in Höhe von 
22 Mill. DM kamen hauptsächlich durch eine 
Liquidationseröffnung und Kapitalherabset­
zungen zustande. Sieben Aktiengesellschaften 
wurden in den Registern der Amtsgerichte 
infolge Umwandlung gelöscht. Der Abgang an 
Grundkapital war hierdurch verhältnismäßig 
gering; offenbar handelte es sich vorwiegend 
um kleine Gesellschaften, für deren Kapital­
ausstattung oder Ertragskraft die Rechtsform 
der Aktiengesellschaft nicht mehr geeignet war. 

Durch die Umwandlung der Stadtwerke Kiel in 
eine Aktiengesellschaft wurde dieses Unter­
nehmen zur größten Kapitalgesellschaft in 
Schleswig-Holstein, wenn man die Höhe des 
eingetragenen Grund- oder Stammkapitals 
zugrundelegt. Unter den 19 größten Aktien­
gesellschaften des Landes folgen die Schleswig­
Holsteinische Stromversorgungs-AG. Rends­
burg und die Kieler Howaldtswerke AG. Diese 
drei Gesellschaften, an denen die öffentliche 
Hand maßgeblich beteiligt ist, halten mit 
182 Mill. DM 50o/o des gesamten Grundkapitals. 
Auf den folgenden Plätzen haben sich gegen­
über 1964 in der Rangfolge nur kleine 
Verschiebungen ergeben, wie aus der Tabelle 
zu entnehmen ist. Ausgeschieden aus dem 
Kreis der großen Gesellschaften sind die 

Die größten Aktiengesellschaften mit S1tz in Schleswig-Holstein 
om 31. 12. 1967 

Rangfolge 
1967 1964 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

( 1.) 

( 2.) 

( 4.) 

( 3. ) 

(10.) 

( 5.) 

( 6.) 

( 7.) 

Stadtwerke Klei AG, Kiel 

Schleswlg-Halstelnl•che 
Stromversorgungs-AG, Rendsburg 

Kleler Howaldtswerko AG, Kiel 

Schiffshypothekenbank zu Lübeck 
AG, L\lbeck 

Lübecker F Jender-Werke AG, 
Lübeck 

Breitenburger Portlond-Cement­
Fabrlk AG, Lägerdorf 

Schleswlg-Holstelnlsche Westbonk, 
Husum 

Kleler Verkehrs-AG, Kiel 

Wlrtschoffso.,fboukasse 
Schleswlg-Holsteln AG, Klei 

1 0. ( 9 .) Peter T emmlng AG, Glückstadt 

11. (12.) "National" Allgemeine Versiche-
rungs-Aktlen-Gea!lllschoft, LObeck 

12. (13.) Flensburger Schiffsbau· 
Gnellschan, Flensburg 

(14.) Scnleswlg-Hoiatelnlsche 
Zucker AG, Schloswlg 

13. (15.) Hondelobonk ln Lübeck AG, 
Lübeck 

14. ( -) Nordfleisch AG, Schleswlg 

15. (11.) Emll Köster AG, Neumünster 

(15.) Borrels-Longnus AG, Klei 

( -) Uibecker Hypothek..nbo"k AG, 
Lübeck 

( -) Howalc!tswerke-Deutsche Werft AG, 
Hamb"rll und Klei 

Grundkapitol 
lnMIII. DM 

77,0 

70,0 

35,0 

16,0 

15.0 

12,0 

11,4 

10,5 

10,0 

9,0 

7,5 

6,6 

6,6 

5,6 

5,0 

4,0 

4.0 

4,0 

4,0 

Norddeutschen Lederwerke AG, Neumünster; 
das Unternehmen befindet sich in Liquidation. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Die Zahl der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung erhöhte sich in der Zeit vom 1. 1. 1965 
bis zum 31. 12. 1967 um 27o/o auf 1 687 . Ihr 
Anteil an der Gesamtheit der Kapitalgesell- e 
schaften stieg damit auf über 96o/o. Die Rechts­
form der GmbH bietet gegenüber der Aktien­
gesellschaft erhebliche Vorteile besonders für 
Unternehmen mit geringer Kapitalausstattung. 
Die Voraussetzungen für die Gründung der 
Gesellschaft sind verhältnismäßig leicht zu 
erfüllen; es genügen bereits zwei Gesellschafter 
zur Gründung. Ferner bestehen keine detail­
lierten Veröffentlichungspflichten über den 
Geschäftserfolg (ausgenommen hiervon sind 
nur die Banken). Das Mindestkapital beträgt 
bei der Gründung unverändert seit dem Jahre 
1926 nur 20 000 DM. Es bedarf keiner näheren 
Erläuterung, daß unter diesen Bedingungen die 
Zahl der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung immer weiter zunimmt. Unter be­
stimmten Voraussetzungen ist diese Rechtsform 
auch für Personengesellschaften, ja sogar für 
Einzelfirmen attraktiv, da sie im Falle eines 
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wirtschaftlichen Zuse mmenbruchs die Haftung 
mit dem Privatvermögen ausschließt. 

Das Stammkapital all•~r Gesellschaften erhöhte 
sich im Berichtszeitraum um fast 200 Mill. DM 
auf 662 Mill. DM. Das entspricht einer 
Zunahme um 41%. Im Durchschnitt betrug die 
Kapitalausstattung einer GmbH am Jahresende 
196 7 3 93 000 DM, dil! einer Aktiengesellschaft 
5,6 Mill. DM. Die Veränderung des Stamm­
kapitals 1st im weBentliehen - wie bei den 
Aktiengesellschaften - auf durchgeführte Ka­
pitalerhöhungen zurü~kzuführen. Hierbei sind 
insbesondere die Neugründung der Versorgung 
und Verkehr Kiel GmbH und deren Kapital­
erhöhung auf 43,2 Mill. DM und die Kapital­
aufstockung um 40 Mill. DM bei der General 
Foods GmbH, Elmshorn, zu erwähnen. Durch 
diese Erhöhungen ihres Stammkapitals sind die 
beiden Unternehmen zu den größten Gesell­
schaften mit beschränKter Haftung in Schleswig­
Holstein geworden. 

• Die übrigen kapital.virksamen wesentlichen 
Veränderungen unter den größten Gesell­
schaften mbH seit 1964 beschränken sich auf 
den Abgang zweier Lübecker Unternehmen, der 
Metallhüttenwerke GmbH und der Lubecawerke 
GmbH. Die Gesellschaften wurden infolge 
Fusion bzw. Sitzverlegung in andere Länder 
des Bundesgebietes tm Handelsregister des 
Amtsgerichts Lübec.< gelöscht; gleichzeitig 
wurden die Einlagen in Höhe von 55 Mill. DM 
gestrichen. Hinsichtlich der Kapitalausstattung 

• 

Die größten Gesellschaften mbH !"'it Sitz in Schleswig-Holstein 
om 31. 12. 1967 

Rongfolg• Stommkaplto I 
1967 1964 ln Mlll . DM 

I. (15.) G"n.rol Food• GmbH, Elmshorn 44,5 

2. Versorgung un~ Verkehr Kiel GmbH, 
Kiel 42,3 

3 . ( 1.) CONDEA Petrochemie GmbH, 
Brunsbiltt•lk·>ag 40,0 

4. ( 5.) L. Possehl & Co. GrrbH, LObeck 30,0 

5. (11.) Atlos-Mnk Mo! chlnenbou GmbH, 
Klei 20,0 

6. ( 6.) Bohlen-lnduatlle GmcH, Gllnde 20,0 

7. ( 3.) Poul Erosml 8 Co. GmbH, Lübeck 17,0 

8. (10.) Rockweil GmbH, Pinneberg 13,0 

Q, ( 7.) Jurld-Werke G11bH, Gllnde 10,6 

10. (13.) "Hogenuk" v01m. N.,~F..Idt & 
Kuhn<e GmbH, Kiel 10,0 

11. < e.> OLEONAPHT ~. Chemische Fabrik 
Gmbl-i, Brunobüttelkoog 9,0 

12. ( 9.) Hockoe .. flsch.rel Klo I GmbH, Klei 8,5 

13. (11.) "N•ue Helmot' Gem.,lnnützlge 
Woknungs- ur d Sied ungs-
gesellschoft Im Lande Schleswlg-
Holstein GmbH, Klf!l 8,0 

(10.) Dr. Bt!rnhard Heysch og, 
Appororebou GmbH, Westerlond 8,0 

14. lbenco GmbH, Wedel 7,9 

15. (12.) Kleler Wohnuegsbaugesellschoft 
mbH, Klei 6,8 

der großen - in den Tabellen genannten- Unter­
nehmen ist zwischen Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mbH kein erheblicher Unter­
schied festzustellen . Sie verteilen sich 
ziemlich gleichmäßig auf beide Rechtsformen. 

Von den weiteren Veränderungen ist die Grün­
dung, Umwandlung oder Fortsetzung von 470 
neuen Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
hervorzuheben. Der Sitz von 63 Gesellschaften 
wurde aus dem übrigen Bundesgebiet nach 
Schleswig-Holstein verlegt . Die Zugänge an 
Stammkapital sind hierdurch nicht allzu groß 
gewesen, wenn man sie mit dem Zugang durch 
Kapitalerhöhungen vergleicht. 60 Gesell­
schaften gingen in Liquidation; außerdem 
meldeten die Amtsgerichte 57 sonstige Ab­
gänge. Hierunter befinden sich hauptsächlich 
Streichungen aus dem Handelsregister von 
Amts wegen. Die Veränderung des Stammka­
pitals durch diese Abgange ist unbedeutend 
gewesen . 

Kapitalgrößenklassen 

Die Gliederung nach Größenklassen zeigt 
sowohl bei den Aktiengesellschaften wie auch 
bei den Gesellschaften mbH die erwartete ver­
stärkte Konzentration des Kapitals in den 
großen Unternehmen. Die Aktiengesellschaften 
mit mehr als 10 Mill. DM Grundkapital 
vereinigten zum Jahresende 196 7 mehr als 
zwei Drittel, die Gesellschaften mbH mit mehr 
als 1 0 Mill. DM Stammkapital mehr als ein 
Drittel der gesamten Kapitalausstattung von 
Unternehmen der jeweiligen Rechtsform auf 
sich. Die Konzentrationstendenz kommt bei den 
Aktiengesellschaften stärker zum Ausdruck, 
weil hier die Zahl der Kleinunternehmen schon 
immer gering war und weiter zurückgegangen 
ist. So verringerte sich in der Klasse von 
200 000 bis 500 000 DM die Zahl der Gesell­
schaften von 17 auf 10; der Anteil des Grund­
kapitals am Gesamtkapital aller Aktiengesell­
schaften nahm dementsprechend um über die 
Hälfte ab. 

Dagegen hat die Zahl der Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung während des Berichts­
zeitraumes in allen Kapitalgrößenklassen 
zugenommen. Hervor tritt insbesondere die 
starke Besetzung der niedrigsten Kapital­
größenklassen. Am Jahresanfang 1965 betrug 
das Stammkapital von 66"/o aller Gesellschaften 
weniger als 50 000 DM. Bis zum Jahresende 
1967 hat sich ihr Anteil sogar noch geringfügig 
auf 68% erhöht . Gleichzeitig nahm der Anteil 
des Stammkapitals, das von den Gesellschaften 
der niedrigsten Klasse gehalten wird, weiter 
ab. Die Verteilung des ausgewiesenen Nominal­
kapitals auf die Unternehmen ist dement­
sprechend bei den Gesellschaften mbH weitaus 
ungleichmäßiger als bei den Aktiengesell­
schaften. 
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Oie Kapitolgesellschaften noch der Höhe des Kapitols 
Aktiengose llschoften Gesellschoften mit besc~ränkter Haftung 

Kapitolgrößenklaue 31. 12. 1964 31. 12. 1967 31. 12. 1964 31. 12. 1967 

Anzahl 
Kapitol 

Anzahl ln% 

bis 50000 DM 

über 50 000 . 100 000 DM 3 0,1 . 100 000 • 200 000 DM 5 0,3 6 . 200 000 • 500 000 DM 17 2,4 10 

. 500 000 • 1 Mlll. DM 12 3,7 12 . 1 Mlll. • 3 . DM 16 12,2 16 . 3 . ·1o . DM 12 30,3 13 
• 10 . DM 6 50,9 8 

lnsguamt 71 100 65 

Wirtschaftliche Gliederung 

Der kapitalintensivste Wirtschaftszweig unter 
den Aktiengesellschaften ist nach den oben aus­
führlich dargestellten Veränderungen während 
des Berichtszeitraumes die Energiewirtschaft 
geworden. Auf die zwei in diesE!r Wirtschafts­
abteilung tätigen Unternehmen konzentrieren 
sich 40o/o des gesamten Grundkapitals. Erst an 
zweiter Stelle ist die Bedeutung des verarbei­
tenden Gewerbes hervorzuheben. Auf diesen 
Wirtschaftszweig entfällt die größte Zahl der 
Unternehmen innerhalb einer Abteilung; die 26 
Gesellschaften vereinigen 33% des gesamten 
Grundkapitals auf sich. Gegenüber dem Stand 
vom Jahresende 1964 hat es im verarbeitenden 
Gewerbe insgesamt keine wesentlichen Ver­
änderungen gegeben. Grundkapital wie auch 
Zahl der Gesellschaften blieben der Höhe nach 
fast gleich. Ein erheblicher Anteil des Grund­
kapitals ( 17%) wird auch von den Kreditin­
stituten und vom Versicherungsgewerbe gehal­
ten. Stark zurückgegangen ist die Zahl der 
Unternehmen in der Wirtschaftsabteilung 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung, ohne 
daß hierdurch die Höhe des Grundkapitals 
beeinflußt worden ist. 

Der erhebliche Zuwachs der Gesellschaften 
mbH und ihres Stammkapitals erstreckte sich 
während der Berichtszeit auf fast alle Wirt­
schaftsabteilungen. Der überwiegende Teil des 
Stammkapitals (52o/o) wird von den 582 Gesell­
schaften des verarbeitenden Gewerbes gehalten. 
Innerhalb dieser Wirtschaftsabteilung sind ins­
besondere die Nahrungs- und Genuamittelher­
stellung und der Maschinenbau von erheblichem 
Gewicht. Die Unternehmen im Dienstleistunga­
berelch haben nach 1964 besonders stark zuge­
nommen. Ihre Zahl erhöhte sich von 274 auf 

Kapitol 
Anzahl Kapitol 

Anzahl 
Kopftal 

ln 'lb ln" ln" 

869 4,4 1 14) 4,0 

150 2,8 164 2,2 

0,3 84 2,9 97 2,4 

1,0 92 7,1 126 6,9 

2,8 51 8,6 61 7,3 

8,3 45 16,7 61 18,0 

20,0 26 28,6 29 23,5 

67,7 7 28,9 9 35,9 

100 I 32A 100 1 687 100 

Die Kapitalgesellschaften am 31 . 12. 1967 

in wirtschaftlicher Gliederung 

Wirtschaffsabteilung 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Tierhaltung u. Fischerei 

Energiewirtschaft, Wasser-
Versorgung, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 
darunter 
Maschinenbau 
Schiffbau 
Nahrungs- und Genußmlttel 

Baugewwbe 

Handel 
darunter 
GroßhCI<ldel 

Verkehr u. Nachrichten-
Übermittlung 

Kreditinstitute 
und Versicherungs-Gewerbe 

Dienstleistungen von Unter-
nehmen und fr,.len Berufen 

lnaguamt 

Aktlen­
.gese llsc haften 

Grund-

Ge~llschoften 
mit beschrankter 

Hoftvng 

Stamm-
Anzahl kapital Anzahl 

M11!. DM 
kapital A 

MIII.DM -

3,6 

2 147,0 

26 118,9 

2 1,9 
4 60,6 
9 22,2 

4 5,8 

4 5,8 

11 19,9 

12 62,9 

9 6,9 

65 365,0 

12 

9 

582 

77 
10 

101 

118 

387 

'Z79 

13J 

47 

402 

1 687 

10,9 

48,4 

347,2 

51,9 
9,3 

78,4 

4,7 

106,6 

95,3 

19,2 

8,2 

116,9 

662,2 

dase 402 Gesellschaften. Gleichzeitig stieg 
Stammkapital von 73 auf 117 Mill. DM. Die 
Unternehmen mit überwiegender Tätigkeit im 
Handel folgen auf dem dritten Platz. 387 
Handelsgesellschaften waren am 31. 12. 196 7 
mit einem Kapital von 107 Mill. DM ausge­
stattet; etwa neun Zehntel der Stammeinlagen 
entfielen auf Unternehmen des Großhandels. 

Oip/.-Volksw. Klaus Scheithauer 

Vergleiche auch: •Die Kopltolgesellschoften ln Sc:hleswlg-Holsteln•, 
ln Stot. Monatsh. S.-H. 1965, S. 164 (Juli) und "Zahl und Nominal­
kapitol der Kapitalgesellschaften Im Jahr 1967" ln Wirtschaft und 
Statistik 1968, S. 154 (Man) 

Erli11ter11ngen: Die Quelle Ist nur bel Zoklen vermerkt, die nicht aus dem Statistischen Landesamt stammen. Differenzen zwischen Gesamtzahl und 
Summe der Tellzahlen entstehen durch unabhängige Rundung; allen Rechnungen liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 
Bel GriSBenl<lossen bedeutet z. B. "1 - 5": "1 bis unter 5•, Zahlen ln ( ) hoben eingeschränkte Aussogeföhlgkelt. 
P = vorlöuflge, r = berichtigte, s = geschätzte Zahl, D = Durchschnitt. 
- = Zahlenwert genou Null 
0 = Zonlenwert größer als Null, ober kleiner als die Hälfte der verwendeten Einheit 

= Zonlenwert aus sachlichen oder technischen Grilnden unbekannt oder aus anderen Gründen nicht eingesetzt, Angabe noch der Bezeichnung 
du betreffenden Tobellenfaches sinnlos ... = Zahlenwert noch nicht bekannt 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
V 6458 E 20. Jahrgang Hett 6 Juni 1968 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 

Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monats- Febr. März April Jan. Febr. Mär z April 
Durch>~chnltt 

Bevölkerung Jnd Erwerbstätigke it 

BevOikerunassta~ (Monatsende) I 000 2 267 2 487 2 476 2 478 2 482 ... ... . .. . .. 

NaiOrllche BevOikerunasbewe21Jna 
•Eheschließun&en I) Antahl I 654 I 687 1 216 2 049 I 501 ... .. . . .. . .. 
• 2) .e 1 000 Elnw. und I Jahr 8,8 8,1 6,4 9,7 7,4 ... . .. . .. ... 
• Lebendgeborene Anzahl 2 867 3 779 3 694 4 205 3 919 ... ... ... .. . 
• 

31 
.e I 000 Einw. und 1 Jahr 15,2 18,2 19,5 20,0 19,2 ... ... . .. ... 

•Gestorbene (ohne Totgeboren~) Anzahl 2 173 2 463 2 308 2 528 2 494 ... ... ... . .. 
• e I 000 Elnw. und I Jahr 11,5 11,9 12, 2 12,0 12,2 ... ... . .. . .. 
• darunter im ersten Lebensjahr Anzahl 93 71 64 75 66 ... . .. ... . .. 
• je 1 000 Lebendgeborene 32,6 18, 7 17, 3 17,8 16,8 ... ... . .. . .. 
• GeburtenOberschuB Anzahl 694 I 316 I 386 I 677 1 425 ... ... . .. . .. 
• )e I 000 Elnw. und 1 Jahr 3, 7 6,3 7,3 8,0 7 ,0 .. . . .. . .. ... • Wanderungen 

•Ober dln Landesgrenze Zug<'ze>gene 6 523 7 406 5 676 6 693 8 998 ... . .. . .. . .. 
*Über die Landesgrenze For\gezogene 6 263 6 455 5 039 5 978 7 104 ... ... ... .. . 
•WanderungagewJnn bzw. -verbat (. ) 260 951 637 715 1 894 ... ... . .. . .. 
*Binnenwanderung

4
1 9 666 10 608 8 579 9 401 12 850 ... ... .. . .. . 

Wanderungsfälle Anzahl 22 452 24 469 19 294 22 072 28 952 ... .. . ... .. . 
je 1 000 E!nw. und I Jahr 170 169 147 ISO 205 ... . .. . .. . .. 

Arbeilslage 

*Arbeitslose I 000 50 22 34 29 25 32 30 24 18 
darunter •MAnner I 000 31 16 27 22 18 24 23 18 12 

Offene Stellen I 000 5 10 10 12 II 9 11 14 14 
darunter rar Manner I 000 3 4 4 4 4 3 4 6 6 

Lar dwirtschaft 

VIehbestand 
I 12~: 1 39~: •Rindvieh (clnschließllct KAlber) I 000 

doruntcr •Milchkü~e I 000 426 518 . . 

• *Schweine I 000 I 27~: I 75~: 1 661 I 726 
darunter •zuchtsaLen 1 000 12~, 18~1 175 176 

darunter •trll.chtijr I 000 77 111 112 107 

Schlachtunaen von Inlandtieren '
1 

•Rinder (ohne Klllbcr) I 000 St. 14 29 21 24 25 25 22 23 25 
• Killbor 1 000 St. 5 4 5 6 5 5 5 5 5 
•Schweine I 000 St. 8~b 167 1&7 160 161 178 178 184 181 

darunter Hauaschlichtungen I 000 St. 15 llc 17 11 8 24 20 14 8 

•Gesaml8chlachtgewicht 6 aus gewerblichen Schlao:htungtm ) 1 000 t 9,3 20,8 17,4 18,9 19,6 20,0 19,2 20,7 21, 1 
darunter 

•Rinder (ohne KAlber) 1 000 t 3,0 6,7 4,7 5, 5 5,9 5,8 5,1 5,5 5,8 
•Schweine I 000 t 11,9 13,8 12,3 12,9 13,4 13,9 13,8 14,8 15, 0 

Durchschnittliches Sclllachtge.vlcht rar 
Rinder kg 223 235 236 234 241 2411 242 242 240 
Kälber kg 49 58 58 58 56 60 57 55 56 
Schweine kg 89 89 88 87 88 90 87 87 87 

Milcherzeuauna 

•KuhmUcherzeugung I 000 t 142 178 169 216 228 176 179 224 235 
darunter •an Molkt re1en geliefert ~ 87 90 89 89 91 89 90 91 92 

* Milchleistung jco Kuh und Tag kg 10,8 11,5 11,8 13,6 14,9 11, 1 12, 0 14, 1 15, 11 

*) wird von allen Statistlachen Lardesämtern 1m "Zahlensplegel" veröffentllcht 
I) nach dem Erelgnlaort 2) nach der Wohngemeinde der Muttl!r 3) nach der Wohngemeinde dea Verstorbenen 4) Innerhalb des 
Landes umgezogene Peraon~n. ohne UmzOge innerhalb der Gemeinden 51 gewerblicht> und Hausschlachtungen 61 einschließlich 
Schlachtfette, Jedoch ohne hnereitm a) Dezember b) Winterhalbjahr 1958/59•25 c) Winterhalbjahr 1967/68•18 



noch: Monat~- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Mollßt&-
Febr. Mllrz AprU Durchschnitt Jan. Febr. Mlrz April 

Industrie und Handwerk 

lndusble 71 

•Beacilll!tigto (ctinachlleßllch tlltiger Inhaber) 1 000 164 171 173 171 170 170 171 ... ... 
darunter •Arbelter8 ) I 000 138 132 133 131 131 129 130 ... . .. 

•Geleistete Arbetteratunden9l 1 000 24 439 21 114 20 690 21 629 20 858 21 758 21 643 ... . .. 
•Löhne (Druttosumme) Mill. DM 53,1 102,5 91,8 100,4 94,5 100,5 97,2 ... . .. 
•Gchllter (Bruttoeumme) Mill. DM 16,5 43,7 41,5 42,3 42,1 44,2 44,4 ... . .. 
• Kohleverbrauch 1 000 t SKEIO) 14 43 41 43 45 38 36 ... . .. 
•Gasverbrauch 1 000 Nm 3 

11 858 10 901 9 172 10 505 10 901 9 220 9 526 ... . .. 
• Heizölverbrauch I 000 t 31 19 73 82 83 85 82 ... . .. 
•Stromv rbrauch Mill. k\llh 72 128 118 125 128 129 131 ... . .. 
• Stromerzeugung 

(gesamte industrielle Elgencrzeugunel Mill. kWh 21 40 36 39 40 40 36 ... . .. 
•Umsatz II) Mill. DM 479 813 731 782 817 752 798 ... . .. 

darunter • Auslandsumsatz Mill. DM 65 107 108 83 92 81 82 ... . .. 

Produktionsindex 1958•100 100 p 142 136 141 145 131 144 ... . .. 
Steine und Erden 100 p 159 99 134 165 73 115 ... . .. 
Eisen-, Stahl- und Temperguß 100 p 117 118 llO 120 129 129 ... . .. 
Schnittholz und Sperrholz 100 p 90 82 94 95 63 89 ... . .. 
Zellstoff, Papier und Pappe 100 p 136 135 129 141 146 152 ... . .. 
Gummi- und Asbestwaren 100 IP 190 199 162 214 191 234 ... . .. 
Wasserfahrzeuge 100 p 86 94 90 96 92 97 ... . .. 
Maachlnenbnuerzeuenlsse 100 iP 135 131 134. 157 113 112 ... ... 
Elektrotechnische Erzeultllisae 100 iP 144 130 115 140 124 149 ... . .. 
Fe!nmechanlacbe und optische Erzeugnisse 100 1P 189 148 176 194 195 213 ... . .. 
Elst'n-, Blech- und Metallwaren 100 ~ 178 176 170 175 174 185 ... . .. 
Leder 100 

~ 18 25 22 20 II 14 ... . .. 
Schuhe 100 82 87 92 91 82 86 ... . .. 
TextUien 100 iP 82 64 81 91 82 99 ... . .. 
Bekleidung 100 p 110 124 124 124 109 125 .. . . .. 
Fleisch und Fle!&cherzeugnlsse 100 iP 191 228 163 168 212 230 ... ... 
Fiseh und Flacherzeugnisse 100 p 151 168 146 157 169 157 ... ... 
Mtlcherzf'ugnisse 100 iP 149 142 181 194 150 164 ... . .. 

außerdem Produktionsindex fQr das Bauhauptgewerbe 100 p 135 94 123 138 78 95 ... . .. • 
Handwerk (MeßzUfern) 'll 

Dez. 
•Beschlttlgte (Ende des Vierteljahres) 30.9.1962•100 97 95 97 ... 
•Umsatz Vj. -D 1962•1 00 125 108 . 144 . . .. 

darunter •Handwerkaumsatz Vj. -D 1962•100 129 111 150 . ... 

Öffentliche Energieversorgung 

•stromerzeuil"ng (brutto) Mill. kWh 110 11)6 160 189 181 227 177 ... ... 
Stromverbrauch (einschließlich Verluste) Mill. k\Vh 143 322 311 327 309 389 358 ... . .. 

•Gaaerzeugung (brutto) Mill. cbm 17 24 28 27 24 28 25 ... ... 
•) wird von allen Statistlachen Landesämtern Im "Zahlen&J>legel" verörfenUicht 
7) Betriebe mit im all~Jeme!nen 10 und mehr Beschäftigten (monatliche lnduatrieberichterstattung); ohne Offentliehe Gas-, Wasaer- und 
ElektrlziUltowerke ui\U ohne Bau111dustrie 8) einschließlich g<lwerbllchor Lehrlinge 9) einsehl!eßllch Lehrllnesstunden 
10) elne t Steinkohleeinheit (SKE) • I t Steinkohle, -koks oder -briketts • 1,5 t Braunkohlenbriketts z 3 t Rohbraunkohle 11) ohne Umsatz 
in Handelsware, aber zuzOg!. Umsatzsteuer 12) ohne handwerkliche Nebenbetriebe 



• 

* 

* 

noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 

Monats-
Durchschnitt 

Bauwirtschaft nnd Wohnungswesen 

Bauhauptgewerbe m 

•Beschäftigte (ein~chlleß1 eh tätiger Inhaber) 55 228 60 744 

*Geleistete ArbeitRstunde 1 1 000 9 286 8 644 
darunter für 

•Wohnungsbauten 1 000 4 157 3 930 
•örrentliche und Verkehrsbauten I 000 3 612 3 295 

*LOhne (Bruttosumme) Mill. DM 22,4 46,8 

•Gehälter (Bruttosumme) Mill. DM 1,5 4,6 

•Umsatz Mill. DM 70,3 152,9 

Baugenehmlgun&en 

•Wohngebäude (uhr.e Gebäotdeteil<?) 922 834 

•Nichtwohngcbäude (ohne Gebäudetellei 458 148 

Veranschlagte reine Baultosten 
fllr alle ganzen Gebäude MW. DM 60,9 126,1 

darunter für Wohngebäude MW. DM 42,4 90,5 

•Umbauter naum Insgesamt 
(ohne Geblludeteile) 1 000 cbm 1 069 I 279 

darunter *in Wohngebäuden 1 000 cbm 691 842 

•Wohnungen 2 109 2 321 
darunter • in ganzen Wohngebäuden I 879 2 070 

Bauler!lestellungen 

Wobnungen I 533 2 391 

Wohnräume 
141 6 064 !0 512 

Handel uud Gasegewerbe 

Hande I mit dem Wlhrungs&ebiet der IIM·Ost 

Bezüge Schleswig-Holsteins I 000 DM 308 850 

Lieferungen Schleswig-Holsteins 1 000 DM 1211 I 064 

Handel mit Berlln (West) 

*Bezüge Schleswig-llolsteins I 000 DM 8 126 24 194 

*Lieferungen Schleswig-Bolstetns 1 000 DM 28 087 32 465 

Ausfuhr nach Warenaruppen MW. DM 67,7 128,4 

davon Güter der 
• Ernährungswirtschaft Mill. DM 5,1 13,0 
*Gewerblichen Wirtschaft MW. DM 62,6 115,4 

davon 
*Rohstoffe MW. DM 2,0 3,8 
* Halbwaren MW. DM 4,8 10,1 
•Fertigwaren l'Yllil. DM 55,8 101,5 

davon 
•Vorerzeugnisse Mill. DM 2,8 9,0 
* Enderzeugnisse Mill. DM 53,0 92,5 

Ausfuhr nach ausgewahllen Verbrauchsländern 

"'EWG-Lilnder Mill. DM 11,0 37,1 
darunter Italien Mill. DM 1, 7 10,3 

Nieder land·~ Mlll. DM 6,1 13,7 

•EFTA-Uinder Mill. DM 31,0 43,7 
darunter Dänemark MW. DM 3,7 10,2 

Großbritan .en Mill. DM 3,2 5,7 
Norwegen Mill. DM 14,2 8,6 
Schweden l'Ytill. DM 6,3 9,4 

Fremdenverkehr ln ausgewähllen eerlchlsgemelnden 

*Fremdenmeldungen 1 000 112 p 169 
darunter von *Ausla ldsgAS"!en I 000 15 p 20 

*Fremdenübernschtungcn 1 000 682 p 1 240 
darunter von *Ausla 1dsgllsten I 000 33 p 40 

*) wird von allen Statistiscbe·1 Land esämtern 1m "Zahlensp1egel" veröffentlicht 
14) Zimmer m it 6 und nwhr <:m Flll·:he und alle Küchen 

1967 1968 

Febr. März April Jan. Febr. März April 

55 628 57 861 59 283 59 290 58 438 59 540 ... 
5 908 8 163 8 782 5 416 6 269 7 359 ... 
2 762 3 870 4 121 2 551 2 737 s 263 ... 
2 193 3 012 3 271 1 907 2 359 2 781 .. . 

30,3 43,2 45,6 31,6 34,9 40,6 ... 
4,3 4,3 4,3 4,4 4,5 4,5 .. . 

101,9 107,7 120,8 71,9 62,4 69,9 ... 

744 794 958 471 ... ... . .. 
80 137 128 119 ... ... . .. 

90,5 112,1 181,1 75,3 ... ... . .. 
75,9 83,9 134,4 45,6 ... ... . .. 

899 1 159 I 674 90? ... . .. . .. 
704 776 I 226 402 ... ... . .. 

1 987 2 097 3 712 I 106 ... . .. . .. 
1 748 I 838 3 461 956 ... . .. . .. 

I 033 962 I 200 ... . .. ... . .. 
3 999 4 274 5 064 ... ... ... . .. 

826 432 852 1 150 648 1 006 ... 
748 562 I 032 94 461 1 019 ... 

22 591 20 503 22 327 19 115 21 041 21 823 ... 
28 052 32 306 28 891 38 373 35 872 39 347 ... 

116,6 111,2 135,0 119,9 136,6 148,6 ... 

10,0 10,6 11,3 16,3 16,9 17,8 ... 
!06,0 100,7 123,7 103,6 119,7 130,8 ... 

4,1 4,1 4,0 3,2 3,9 4,2 ... 
7,0 10,7 10,9 13,4 9,0 14,3 ... 

95,5 85,8 108,9 87,0 106,8 112,3 ... 
8,5 7,0 9,1 9,0 8,8 9,6 ... 

87,0 78,8 99,7 78,0 98,0 102,6 ... 

32,5 34,7 36,6 45,8 40,6 48,4 ... 
9,4 10,2 10,5 9,3 12,7 10,7 ... 

11,6 12,0 12,5 22,4 13,4 18,0 ... 
50,9 33,3 60,5 32,9 36,1 60,0 ... 

6,3 8,0 9,3 11,5 9,0 14,8 ... 
5,0 4,6 5,0 5,4 11,3 5,7 ... 

24,9 3,6 3,1 2,2 2,1 23,2 ... 
4,8 5,6 33,8 5,6 5,2 6,3 .. . 

64 93 102 p 57 p 63 p 78 ... 
5 13 13 p 5 p 6 p 8 ... 

200 318 334 p 181 p 195 p 261 ... 
10 23 23 p 10 p 11 p 14 ... 

13) nach den Ergebnissen der Totalerhebung hochgerechnet 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monate-
Fcbr. Wrz: AprU Jan. Febr. Milrz Aprfi Durchschnitt 

Verkehr 

Blnnenschll!ahrt 

• Guterempfang 1 000 t 126 237 208 243 228 216 236 237 ... 
•Goterversand I 000 t 195 374 282 329 385 248 330 310 ... 

• Zulassuna fabrikneuer Kraftfahneuae 3 282 5 033 4 227 6 880 6 120 2 723 4 407 6 599 ... 
darunter 
Krartrlder (eln8chlleßllch Motorroller) 227 13 11 19 20 3 s 17 ... 

•Personenkraftwagen 2 107 3 962 3 398 5 829 4 948 2 073 3 637 5 413 ... 
•Komblnatlo'!akrattwagcn 175 393 352 445 446 231 311 500 ... 
• Lastkraftwagen 293 348 241 410 400 262 329 444 ... 

Strallenverkehrsunfi lle 
•UnfAlle mit Personenschaden 918 1 191 788 951 1 109 870 949 p 1 051 p 1 035 
•Getötete Personen 40 62 48 33 51 40 50 p 54 p 51 
•Verletzte Personen I 130 1 604 1 012 1274 I 478 1 194 I 267 p I 482 p 1 382 

Geld und Kredit 

Kreditinstitute (ohne Landeszentralbank) 

•Kredite an Nichtbanken 
3 lOSe 9 685d (Bestand am Monatsendei MUI. DM 9 072 9 185 9211 9 592 9 G56 9 '738 ... 

davon 
939c 2 31~~ •Kur:drlstig Kredite MUI. DM 2 108 2 188 2 183 2 179 2 204 2 259 ... 

darunter •an Wirtschart und Private .MUI. DM o2s~ 2 20~d 2 084 2 173 2 155 2 154 2 166 2 237 ... 
•Mittel• und langfristige Kredite 15) MUI. DM 2 18~~ 7 37~d 6 964 6 997 7 029 7 413 7 453 7 479 ... 

daruntcr •an Wirtschart und Private MUI. DM I 864 6 237 5 950 5 979 1 6 001 6 239 6 276 6 298 ... 
•Einlagen von Nichtbanken 

2 067~ r 8 461d (Bestand am Mouatsende) Mlll. DM 5 733 5 720 5 B28 6 440 6 547 6 608 ... 
davon 

1 01~~ 2 303~ •S1cht· und T~rmlneinlagen MUl. DM 1 965 I 924 2 009 2 221 2 272 2 310 ... 
darunter*von Wirtschaft u . Privaten MUI. DM 85'7 1 87!~ 1 619 I 573 1 624 I 856 1 842 1 833 ... 

•Sparemlagen am Monatsende Mill. DM I 0!1!~ 4 15~d 3 768 3 7961 3 818 4 219 4 275 4 298 ... 
darunter •bei Sparkassen MUI. DM 706 2 710d 2474 2 493 2 507 2 742 2 780 2 79G 2 BOB 

*bei Kreditbanken MUI. DM 858 768 773 777 876 885 ... ... 
•Gutschriften auf Sparkonten MW. DM 57 194 185 165 155 292 198 ... . .. 
•LastschrUten auf Sparkonten MUI. DM 41 !53 119 137 133 234 142 ... ... 

Konkurse (erorrnete und maneela Mane abgelehnte) 9 10 5 7 II 17 19 11 ... 
Veralelchsverfahten (erotrnetal 2 2 2 3 I I 2 3 ... 
lechseiJWoteste Anzahl 636 819 '746 845 840 745 638 ... ... 

Wert 1 000 DM 465 1 021 8'13 1 119 I 1'72 73'1 719 ... ... 

Steuern 

• Einnahmen fOr Rechnuna des Landes 1 000 DM 32 185 88 247 61 054 130 128 55 311 75 846 68 437 140 001 57 378 • darunter 
•Verml5gensteuer I 000 DM I 463 4 369 9 244 1 4B3 I 028 387 9 823 5111 568 
*Krartrahrzeugsteuer I 000 DM 3 596 10 302 9 254 II 619 11 066 13 735 10 285 II 373 12 273 
•Blcratcuor I 000 DM 420 B16 750 548 566 756 I 782 558 609 
•Antell an den Steuern vom Einkommen I 000 DM 24 497 67 843 35 552 111 464 38 127 55 219 40 710 122 659 38 808 

• Einnahmen 101 Rechnunades Bundes l 000 DM 93 577 163 523 133 338 175 880 137 127 154 734 131 895 176 088 127 361 

darunter 
•Umsatzateuer/Mchrwertateuer 1 000 DM 26 688 52 109 46 057 41 355 49 118 73 854 30 706 14 1114 23 888 
•Umsatznusgleichstcuer/Einfuhrumsatzsteuer I 000 DM 3 113 5 089 6 415 1 433 3 997 5 655 8 732 II 330 12 650 
•Be!!lrderungsteucr 1 000 DM I 034 1 557 1 250 1 378 1 443 1 037 13. 61 54 
*ZOlle I 000 DM '1838 8 051 4 940 6 210 6 159 8 065 4 900 6 882 5 743 
•Verbrauc::hsteuorn 1 000 DM 41 358 58 872 53 796 60 040 s• 01s 34 792 63 514 87 828 82 030 

darunter otTabtikstcuer 1 000 DM 32 960 39 804 35 750 34 571 35 050 13 456 •1 104 38 065 37 873 
•Antcll an den Steuern vom Einkommen l 000 DM 13 191 39 844 20 880 65 463 22 392 32 430 23 909 72 038 22 792 

Notopfer Berlln I 000 DM 354 2 . 0 1 2 1 1 . 0 0 

• Lastenausaleiehsabaaben I 000 DM 5 396 4 745 8 433 2 128 2 497 2 454 9 002 I 916 2 485 

• Steuern vom Einkommen''~ 1 000 DM 37 688 107 687 56 432 176 927 60 519 87 648 64 819 194 G96 61 599 

davon I 
•Lohnsteuer 1 000 DM 14 013 51 319 40 173 31 770 40 030 72 555 52 608 40 171 43 974 
•Veranlagte Einkommensteuer I 000 DM 15 925 46 019 11 048 117 637 18 885 18 631 10 ]60 120 748 14 105 
*Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1 000 DM 428 I 148 1 338 548 486 1 239 282 873 349 
• Körpe rschattsteuer I 000 DM 7 322 9 202 3 873 26 972 1 118 223 1 568 32 905 3 172 

•> wird von allen Statistlachen Landealmtern Im "Zahlensplceel" veröUenUlclrt 
15) elnschlleßllch durchlaufender Kredite 16) ln den Landes- und Bundessteuern enthalten 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1967 1967 1968 

Monats- Febr, März April Jan. Febr. Mlrz 
Durchschmtt AprU 

noch : Steuern 

Gemeindesteuereinnahmen 111 

• Realsteuern 1 000 DM 57 325 105 039+ 106 789e 104 294e 
davon 

7 175+ •Grundsteuer A 1 000 DM 6 816 7 247e 7 272e 
•Grundsteuer B 1 000 DM 11 57~: 11 66< 18 758e 19 504e 
otGew~rbesteuer nach Ertrag und Kapital 1 000 DM 34 826+ 72 078+ 72 115° 69 093e 

Lohnsummensteuer 1 000 DM 4 109 8 121 8 669e 8 42511 

•Sonsttgo Steuern I 000 DM 6 119+ 7 956+ 6 875° 6 279e 

Preise 
Preislndexzl!fcrn 1m Bundesgebiet 

I 

Eink&ufsprelse fOr Ausl&ndsgOtE-r 1962•100 105,9 106,2 I 106,1 105,2 106,4 107, 0 107,7 ... 
Verkaufspreise fOr Ausfuhrgüter 1962•100 . 106,9 107,1 1 106,9 106,8 106,1! 106,3! !06, 1f .. . 
Preise ausgewllhlter Grundstoff•• 1958•100 100 104,0 to6,4 1 105,5 103,6 101,0 101 ,5 p 101,4 ... 
Erzeugerpreise f f f 

industrieller Produkte 1962•100 97,~~ 104,9h 105,5 105,4 104,7 99, 7! 99,8r 99,6f ... 
landw1rtschafU1cher Produl:te 1961/63•100 97,5 109,3 109,8 108,7 106,5 99,0 p 97,9 p 98, 3 ... 

Preisindex tnr Wohngebll.tdc 
Bauleistungen am Geblludc 1962•100 75,8 115,9 117,3 ... 

Einkaufspreise Iandwirts ha!tlic·her 
so,eE r 109, 9h r 105,0f r 104,8f 105, 0{ Detrlcbsmlttc1 (Ausgabe'lindex) 1962/63•!001 110,7 r 110,9 111,1 ... 

Emzelll3ndelsprc1sc 
18 

1956•100 100 120 120 120 120 120 120 . ... 
Preislndex fOr die LebenJhaltung ) 1962•100 92,7 114,4 114,2 114,3 114,5 115, 7 115,6 115,7 115,7 • darunter 

Nahrungs- und GenuC.mlttel 112,0 112,1 112,4 112,8 111,8 111,3 111,2 ... 
Kleidung, Schuh!! ll2, 1 112, 1 112, 2 112, 2 111, 9 111, 9 11 1,9 .. . 
Wohnungsmieten 138,2 135,8 136,0 137,4 142,8 144, 0 145,0 ... 
Elel.:td2atnt, Gas , B ·ennstotre 108,5 109,7 109,4 106,0 116,4 117, 2 117,0 ... 
l brlge War"n u. Oienstle!stungen 
!ür dlü lloushaltsfü~rung 108,3 108,6 108,6 108,5 !08,2 108,2 108,2 ... 

Lohne und Gchältcr 19
l 

'-rbeiter ln der Industrie einseht. Hoch- und Tie fbau 
Bruttowochenverdienste 

•mllnnllcb DM 117 223 222 221 .. . 
daruntcl" Facharbeiter DM 124 234 233 233 ... 

•weiblich DM 68 135 134 136 ... 
Bruttostundenverdienste 

•m!lnnlich DM 244 5,03 5,00 5 , 04 ... 
donmto r Fachar bcitcr DM 259 5,33 5,28 5 , 34 . ... 

•welbllch DM 153 3,37 3, 37 3,37 .. . 
Bezahlte Wochenarb.,ltszeit 

*mllnnllcb Std. 47,9 44 , 1 . 44,3 43,8 . .. 
•we!bllch Std. 44,2 40, 1 39,7 40,5 ... 

Geleistete Wochenarbeitszelt 
•rnllnnllch Std, 44,5 42,0 42,8 40,8 . ... • •weibllch Std. 41,4 38,3 . 38,6 37,8 ... 

Angestellte, Bruttomonatsverdienste 
ln der Industrie elnschließlirh Hoc~- und Tiefbau 

kaufmllnniscbo Angestell1e 
*mllnnllch DM 588 I 155 I 152 I 188 ... 
•w.,lbllch DM 382 752 748 770 ... 

technische Angestellto 
'~<mJI.nnl!ch DM 697 I 243 1 241 I 254 ... 
•weibhch DM 403 773 768 790 ... 

ln Handel, Kredit und Versieherunr-en 
kaufmlinnlsche Angestell1e 

•mllnnllch DM 540 I 001 . 991 I 032 . .. 
•weiblich DM 331 621 614 664 . . .. 

technische Angestcltto 
mllnnllcb DM 497 I 

I 
130 1 109 1 133 ... 

weiblich DM (259) . ... 
in Industrie und tlande1 zusarnmen 

koufmHnnlsche AngesteU1 e 
*mllnnllch DM 554 I 048 1 040 I 079 ... 
•welbllch DM 347 658 652 695 ... 

technische Angestellte 
•mlnnl!ch DM 685 1 234 1 231 I 244 .. . 
•weiblich DM 391 771 769 790 ... 

~von alll•n StaUstischen Lnnd.,sllmtern Im "Zahlensplegel" veröffentlicht +) • Vierteljahresdurchschnitt 
17) einschließlich Steuern det Kreise 18) 4-Pereonen-Arbcltnchmer-Hauahalte mlt mittlerem Einkommen dea alleinverdienenden Ibushalts-
vorstandas; Lebenshaltungs&\ agabenvon rund 750 DM monatlich nach den Verbrauchsver hllltnissen von 1962 19) IUfektlvverdlenate; ab 
1964 nl'uer ßerlchtsflrmenkMis, daher mit früht~ren Ergebnissen nicht voll vergleichbar e) 1.1 . - 31.3. f) ohne Ml'hrwertateuer 
g) Wirtschaftsjahr 1058/59 (Juli-Juni) h) Wirtschaftsjahr !966/67 (Juli-Juni) i) Umbasierung der Originalreihe 1950•100 



Jahreszahlen B 
ernhelnt im monatlichen Wechsel mit A 

W ohnungsweeen ll Austuhr Fremdenverkehr21 

Zum FertiggesteUle von 
Meldungen Übernachtungen Wohnungen Bestand in GQtern Bau 

ins- in LAnd er der Jahr geneh- an 
EWG-im Wob- gesamt der gewerbl. mlgte 

ins- sozialen nungen LAnd er 
EFTA Wirt- ins- Auslands- ins- Auslands-

Wob- gesamt Woh- in achalt gesamt glsto gesamt gllste 
nungen 

in 1 000 nungsbau 1 000 in I 000 
in." Mlll. DM ln 1 ooo 

1962 27 24 52 716 980 237 434 914 1 649 196 10 310 396 
19ß4 28 27 55 767 1 153 266 481 I 061 l 855 216 12 259 438 
1965 28 27 51 794 I 360 309 527 1 214 J 912 229 12 828 453 
1966 25 26 47 820 l 645 350 665 1 517 I 956 229 13 684 459 
1967 25 26 39 847 I 541 445 &25 1 385 2 032 240 14 917 479 

Straßenverkehreun!lille Sozialhute 
Klz-Beetand am 1. 7. 

mit Personenachsden Spar- Kriegs-
ein-

ins- lsufende Hute zum opfer-
Jahr lagen gesamt Lebeneunte rlui.J.t !llraorge 

ins- Kraft- Pkw31 
nm 

gesamt rD.der l.Jtw 
tJn!ll.lle OetOtcte Verletzte 31.12. 

ln 4) Aufwand Autwand Em- Aufwand 
Mlll. DM in in pfllng r in 

in 1 000 Mlll. DM Mlll. DM in 1 000 Mlll. DM 

1962 379 48 245 33 12 968 841 16 832 2 018 74,0 . 9,5 
1964 458 30 331 36 13 032 694 17 382 2 729 88,5 37,3 38,4 11,5 
1965 498 23 374 37 12 528 667 16 840 3 178 94,6 36,9 36,2 12,5 
1966 543 18 421 38 13 379 718 18 019 3 668 104,5 38,7 35,6 14,1 
1967 569 12 451 37 14 297 742 19 243 4 158 112,6 40,3 ... 13,5 

SteuereillDabmen 
Steuern Neuverschuldung 51 

vom Einkommen 
der Gi!melnden und des Bundes des Landes der Gemeinden 51 
Gi!meindeverbli.nde 

Jahr des 

Ver- aus Lande. Kredit-ins- Umsatz- brauch- ins- Steue-rn lns- Gewerbe- Ins- Lohn- lns-
markt-gesamt steuer steuern gesamt vom Ein- gesamt IJteuer gesamt steuer eesamt mittel kommen 

Mill. DM 

1962 I 554 510 618 728 577 348 238 888 369 I 513 809 522 
1964 1 738 584 632 856 670 406 287 1 098 491 I 619 I 089 756 
1965 1 8&8 638 664 917 711 420 303 1 165 524 I 803 I 240 888 
1966 1911 680 846 982 759 441 314 1 245 598 1 950 1 323 971 
1967 1 962 686 706 1 059 814 452 321 1 292 616 2 136 I •129 I 074 • 

Preisindices LOhne und Gehllltor 

türdie 7 lndustriearbelter91 Angest. in Industrte91u. Handel OffenUicher Dienst 
Erzeueerprelse Lebenshaltung 1 

jnruttomonatsgehaU101 
Jahr 1962•100 Bnrtlowoch nlohn Bruttomonatsgehalt 

ror 
indu-

landwlrt- Wohn-
N3b- Kaulmllnnlsche Techn. Beamte Ange-

etrlellor schaftlicher gcbllude Mllnncr Frauen Angestellte Angest. A9 stellte 
Produkte 8) 1962•100 l.rul- rungs-

(lnspek- BAT Vni Produkte gesamt und 
Mllnner Frauen Mannur tor) (BOrokraft) Ge nuß-

1962•100 1961/63 mittel 
•100 DM 

1962 100 100,8 100 100 100 163 98 756 486 912 I 045 692 
1964 101,6 107,2 110,0 105,4 105,0 187 113 865 536 1 048 l 165 783 
1965 104,0 114,1 114,6 109,0 109,0 211 125 934 588 I 138 1 165 824 
1966 105,8 109,3 118,5 112,8 112,0 221 135 1 010 636 1 208 r 1 298 r 922 
1967 104,9 ... 115,9 114,4 112,0 223 135 I 048 658 I 234 I 298 922 

11 nur Neu- und Wiederaufbau einschließlich Umbau glln:z.er Gehllude 21 Fremdenverkehrsjahre (Oktober des vorange:sangenen bis September 
des bezeichneten Jahres) 3) einschließlich Kombl.rultionskraf'twaeen 41 ohne Postspareinlagen 51 Lohn-, vernnlegte Einkommen-
und KOrporachartsteuer sowie nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; in drn Spalten der Landes- und nundessteuern enthAlten 6) ohne Kasaen-
kredtte 71 4-Peraonen-Arbcitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen dca allelJlverdienendcn Haushaltsvorstandes 81 Wirtachatta-
jahr Juli bis Juni 91 einschließlieh Hoch- und Tiefbau 10) Endgchalt, Ortsklasse A. Die Angaben gelten !Ur Verheiratete mit eJnem 
Kind 
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Kreiszahlen 

Bevölkerungsveränderung 
Straßenverkehrsun!llle 

Devölkerung am 31.12. 1967 mit Personenschaden 
im Dezember 1967 im April 1968 (vorlllu!ige Zahlen) 

KREISFREIE STADT 
Verlnderung 

gegenOber Geburten-
Wande- Bevö1-

Kreis oder 
rungs- kerungs-

Ins-
Vor-

Vor-
Sterbe-

gewinn zunahme 
Un!4lle Oetötete2) Verlet:r;te 

gesamt monat 
jahres- Oberschuß 

oder oder 
monat 1) ( -) 

-verlust - aboahme 
( -) (-) 

in 'rt 

FLENSBURG 96 243 - 0,2 - 0,5 27 - 233 - 206 30 - 41 

KIETJ 269 626 - 0,1 - 0,2 58 - 336 - 278 104 2 120 

LÜBECK 242 677 + 0,0 + 0,0 30 - 2 28 96 4 119 

NEUMÜNSTER 73 157 - 0,0 - 1,1 40 - 73 - 33 32 - 45 

Eckernförde 72 863 + 0,2 + 2,4 51 60 111 29 - 4S 

E!deratedt 19 775 - 0,4 + 0,4 - 14 - 57 - 71 10 1 12 

Eutin 95 138 - 0,0 + 1,0 39 - 63 - 24 43 I 56 

Flensburg-Land 72 485 + 0,1 + 2,1 71 6 77 31 3 39 

Hzgt. Lauenburg 140 856 - 0,0 + 1,0 17 - 26 - 9 42 5 57 

Husum 66 065 + 0,1 + 0,6 57 7 64 28 2 35 

Norderdithmarschen 61 395 - + 2,1 38 - 38 - 23 I 31 

Oldenburg in Holstein 86 333 - 0,1 + 1,4 42 - 136 - 94 41 2 72 

Pinneberg 259 360 + 0,0 + 1,7 98 - 39 57 104 7 134 

PIOn 117 609 + 0,0 + 0,8 62 - 36 26 45 2 71 

Rendsburg 165 613 + 0,1 + 0,8 45 89 134 78 2 104 

Schlesw!g 100 849 + 0,1 + 1,3 35 54 89 33 2 47 

Segeberg 111 664 + 0,3 + 3,2 28 2H 302 63 7 88 

Steinburg 128 476 + 0,0 + 1,1 30 12 42 68 3 90 

Stormarn 175 409 + 0,3 + 3,6 58 419 477 81 6 108 

Süderdlthmarschen 73 535 - 0,0 - 0,4 13 - 35 - 22 23 I 30 

Slldtondern 70 902 - 0,2 + 2,4 38 - 178 - 140 31 - 40 

Schleswlg-Uolstebl 2 499 730 + 0,0 + 1,1 861 - 331 530 I 035 51 1 382 

Industrie 3 l Krafl!ahrzeug-
bestand PIN.•S) 

KHEISFREIE STADT 
BeschiHUgte Umaatz

41 am 1. 1. 1968 je 1 000 

Betriebe je 1 000 
im Einwohner 

Kreis Anzahl Einwohner 
Februar am 

nm 1968 1. 7.1967 
29. 2. 1988 am am 

in 
ins- Pkw5 ) 

29.2.1968 31. 12. Mill.DM 
gesamt 

1967 

FLENSßl HG 67 6 518 68 47 19 605 17 371 176 

KIEL 166 30 393 113 103 55 066 48 763 177 

LtlBECK 146 31 130 129 89 45 899 39 827 161 

NEUMONSTEH 61 9 968 132 26 15 242 13 321 180 

EckPrn!örde 35 I 716 23 6 17 976 13 460 !80 

Elderstedt 9 403 21 I 5 054 3 727 182 

Eutin 49 3 650 38 15 21 886 17 501 179 

Flensburg- Land 33 884 11 5 20 8!8 15 237 206 

Hzgt. Lauenburg 95 8 246 59 26 33 514 26 297 181 

Husum 24 I 230 18 7 17 098 12 427 187 

Norderdithmarschen 33 1 462 24 3 15 281 11 223 181 

Oldenburg ln Holstein 29 I 432 17 12 19 810 14 688 166 

Pmncberg 260 24 496 88 124 58 710 49 557 187 

PlOn 55 2 519 22 11 28 699 21 807 181 

Rcndsburg 102 8 835 53 21 40 652 30 757 181 

Sehleawlg 42 3 332 33 31 26 263 19 436 188 

Segeberg ~3 5577 49 24 31 096 23 096 202 

Steinburg J2 10 180 78 41 29 705 22 720 173 

Stormarn 134 14 056 78 112 42 916 35 547 197 

SUderdilhmnrschen 38 4 175 57 40 18 667 13 616 179 

SUdtondern 13 954 14 7 17 828 13 472 183 

Schlesw!g-llolsteln I 576 171 156 68 751 581 785 463 850 181 

I) nach dem Gcbletntnnd vom 31 , 12. 1967 2) einschließlich der innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) BetriebamitIm allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten (monaUiche Industrieberichterstattung) 4) ohne Urneatz in Handelsware 
und ohne Umsatzsteuer 5) e nschließllch Kombinationskrnftwagen 
Anmerkung: Eine a~osfllhrli-:he Ta'Jelle mit 98 Kreiszahlen, die von allen Statistlachen Landcsllmtern gebracht werden, erscheint in Heft 
5 und II 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung am 31.12.1967 

Beschlt- Kuhmilcheneugung *Ernten und Erträge 1967 
t!gte im März 1968 

Offene ausllln-
Veränderung Stellen disehe Getreide Kartoffeln 

gegen\lber am Arbe1t- darunter 
(ohne Körnermais) 

Land 31. 3. nehmer an kg 
in vz 31. 12. 

1968 a.m 1 000 I Meiereien je Kuh 
I 000 

1961 1966 
in 31. 1. geliefert und Tag dz dz 

I 000 1968 in 'l'o 1 000 t 
je ha 

I 000 l je ha 
in 

in~ I 000 

Schleswlg-llolstein 2 500 + 7,9 + 1,1 14 12 224 90,7 14,1 1 407 35,2 515 292,5 

Harnburg 1 833 + 0,0 - 0,8 15 23 2 86,0 14,2 16 33,3 ll 287,1 

Niedersachsen 6 993 + 5,3 + 0,4 40 } 53 
419 87,6 13,0 3 989 36,3 4 883 323,9 

Bremen 752 + 6,4 + 0,3 4 2 77,1 12,5 6 30,8 6 249,1 

Nordrhein-Westfalen 16 843 + 5,9 + 0,0 110 282 306 90,1 12,5 3 015 38,1 2 109 310,8 

Hessen 5 263 + 9,3 + 0,4 39 106 128 79,2 10,8 1 401 35,4 1 743 298,6 

Rhelnland- Pfalz 3 625 + 6,1 + 0,4 17 29 94 74,4 10,8 1 323 37,0 1 627 298,6 

Baden-Württemberg 8 566 + 10,4 + 0,4 83 239 236 74,6 9,2 2 040 3G,9 2 896 298,5 

Bayern 10 280 + 8,0 + 0,6 69 127 547 77,1 9,0 4 520 35,0 7 257 288,3 

Saarland 1 131 + 5,5 - 0,1 2 14 II 75,8 11,2 129 32,4 241 295,5 

Ber1in (West) 2 163 - 1,6 - 1,0 18 16 1 22,4 14,5 3 29,1 6 200,8 

Bundesgebiet 59 949 + 6,7 + 0,3 412 903 1 970 82,6 10,8 17 830 36,2 21 294 301,2 

Industrie 1) Bauhauptgewerbe Wohnungswesen im Dezember 1967 

Beschl!.ftigte Umsatz Produk- Beschäftigte Zum Bau genehmigte Fertiggestellte 
im Dezember 1967 

tions-
am 31.12.1967 Wohnungen Wohnungen 

Land index2l 
in je 1 000 Aus- 1958•100 

1000 Einw. Iands- {m in je 1 000 je 10 ooo je 10 000 
am am Mlli. DM 

umsatz Februar 1 000 Einw. 
Anzahl 

Einw. 
Anzahl 

Einw. 
31. 12. 31. 12. 

in "/q 1968 
1967 1967 

Schleswlg-Holstein 169 68 923 13 144 62 25 27 856 11,1 28 694 11,5 
Hamburg 197 108 1611 14 44 24 15 509 8,5 18 003 9,8 
Niedersachsen 698 100 3 547 22 177 25 58 914 8,4 65 791 l 9,4 
Bremen 93 123 710 12 21 27 6 OU6 8,0 7 100a 9,4 
Nordrhein-Westfalen 2 505 149 ll 873 19 380 23 136 959 8,1 145 176 8,6 
Hessen 667 127 2 903 22 170 137 26 50 184 9,5 59 824 11,4 

Rheinland- Pfalz 359 99 1 892 24 243 88 24 30 000 8,3 29 592 8,2 
Baden- Wü rttemberg 1 409 165 5 985 19 214 25 82 116 9,6 87 756 10,2 
Bayern 1 231 120 4 918 17 265 26 93 509 9,1 104 455 10,2 
Saarland 150 133 512 29 24 21 6 068 5,4 7 499 6,6 
Berlin (West) 246 114 1 180 15 47 22 25 631 11,8 18 411 8,5 

Bundesgebiet 1 724 129 36 054 19 1 457 24 532 752 8,9 572 301a) 9,5 

StraßenverkehrsunfäUe3 > mit Bestand Steueraufkommen *Brutto.lnlandsp1·odukt 1967 
Personenschaden im Februar 1968 an un 4. Vj. 1967 (vorläufiges Ergebnis) 

Spar-
einlagen AnteU 

Land 
Verun- 4) Landes- Bundes-

Gemeinde- d('9 
glückte am 5) 5) 

DM je produ-
Unfälle Gelötete Verletzte je 29.2. Mrd. DM Einw. zierend>!n 

100 19GB Gewerbes 
Unfälle in DM steuern in DM je Einw. in 'l'o 6) 

Je Einw. 

Seh1esw ig- Holstein
1
) 949 50 1 267 139 1 710 115 214 45 17,3 G 947 52,4 

Harnburg 829 26 1 111 137 3 276 321 1 366 77 26,4 14 341 36,4 
Niedersachsen 2 586 126 3 463 139 2 115 127 204 51 48,6 6 961 55,3 
Bremen 235 6 285 124 2 416 217 642 78 7,8 10 374 40,1 
Nordrhein-Westfalen 6 330 319 8 335 137 2 496 170 275 69 141,1 8 381 55,1 
lfessen 1 934 76 2 732 145 2 540 181 225 66 44,9 8 552 49,9 

Rheinlnrd-Pfal~ 1 387 99 1 937 147 2 087 117 192 49 25,0 6 896 57,6 
Baden- Wü rltemberg 2 876 157 4 152 150 2 528 180 251 G8 71,0 8 307 58,5 
Bayern 3 317 183 4 626 H5 2 410 J.t6 212 55 75,8 7 389 55,7 
Saarland 395 14 520 135 I 897 107 157 36 7,4 6 545 56,5 
Berhn (West) 780 25 987 130 1 844 111 510 67 19,2 8 831 51,8 

Bundesgebiet 21 618 1 081 29 415 141 2 376 160 286 59 484,4 8 090 53,9 

*) An dieser Stelle urscheinen abwechselnd Angaben O.ber Viehbestllnde, Getreide- und Kartoffelerme, Kfz-.Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Besch!lftigten; ohne öffentllche Energieversorgung und Bauindustrie 2) ohne Bau und oh.ne 
Energie, arbeitstäglich 3) vorläufige Zahlen (außer Schlcswtg-HolstPin) 4) oh.ne Postspare.lnlagen 6) Einkommensleuern jeweUs 
anteilig enthalt"n 6) einschließlich Land- und Forstwirtschatl, Tierhaltung und Fischerei a) vorlllulige Ergebnlasc 



Inhalt des laufenden Jahrgangs 
nach Sachgebieten 

~evölkerungsbewegung 

Wanderungen 1966 

ßesundheitswesen 
Krankenhäuser 1966 

Wnterricht, Bildung und Kultur 
SchOierzahlen, Entwicklung der -
Volkshochschulen 

• · und Forstwirtschaft, Fischerei 
~bau und Ernte 1967 

Baumschulen 
Geflügelwirtschaft 
Gemüseanbau 
Kartoffeln 

Sauwirtschaft. Gebäude und Wohnungen 
Bauhauptgewerbe 1950-1967 (Teil 1) 
Bauhauptgewerbe 1950-1967 (Tell 2) 
Bauhauptgewerbe 1950·1967 (Tell 3} 

rlandel und Gastgewerbe 
Fremdenverkehr 1967 

Offentliehe Finanzen 
Gemeindesteuern 1967 
Landeshaushalt 1966 
Löhne und Gehfilter 1965 
Steueraufkommen 1967 
~sätze in freien Berufen 

Preise 
Landwirtschaftliche(r) Betriebsmittel, Preismdex -

Lohne und Gehälter 
Arbeitszelten Industrie 
Verdienste in Industrie und Handel (Teilt) 

Versorgung und Verbrauch 
Arbeitnchmerfamilien, Verbrauch in -

Sozialprodukt 
Bruttoinlandsprodukt 1966 

Heft/Seite 

4/75 

3/55 

5/99 
3/51 

4/80 
2/42 
5/107 
2/47 
1/7 

1/3 
2/32 
3/57 

3/64 

3/69 
4/85 
1/19 
2/46 
3/71 

1/14 

5/114 
5/118 

4/91 

2/27 



SCHLESWIG- HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · B 
D1e "WirtschaCtskurven" A und B erscheinen Im monatlichen Wechsel mit unterschiedlichem Inhalt. Teil A enthAlt folgende 
Darstellungen: Bevölkerung (Bevöl.kerungsstand, GeburtenOberschuB, Wanderungsgewinn bzw. -verlust, Zuzüge, Fortzüge, 
Geborene und GestorbenE). Arbeiterverdienste; Preisindex für die Lebenshaltung im Bund; Steueraufkommen; Kreditvolumen. 
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